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11 Einleitung
„Wir alle denken mit Schrecken an die Nachrichten von Kindesmiss-
handlungen, Verwahrlosung und Todesfällen. Wahr ist: Die allermeisten 
Mütter und Väter kümmern sich aufopferungsvoll um ihre Kinder. Aber 
auch wahr ist: Jeder einzelne Fall von Kindesmisshandlung ist und bleibt 
einer zu viel. Wir brauchen eine Kultur des Hinsehens, nicht des Weg-
schauens. Das heißt konkret: Da, wo Eltern ganz eindeutig mit der Er-
ziehung ihrer Kinder überfordert sind, muss der Staat sich einmischen, 
denn am Ende geht es einzig und allein um das Wohl des Kindes. Dies 
wollen wir durch zusätzliche Vorsorgeuntersuchungen und durch gestärkte 
Möglichkeiten der Familiengerichte erreichen, wenn es um Ent-
scheidungen zum Sorgerecht geht.“1 In Ihrer Neujahrsansprache setzt sich 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel für mehr Wachsamkeit von Staat und 
Bürgern bei Kindesmisshandlungen ein.
Jessica, Tim, Kevin, Lea-Sophie – die Schicksale dieser Kinder haben in 
den vergangenen Jahren die Öffentlichkeit erschüttert. Kaum wurden
diese Fälle bekannt, wurden auch schon Urteile gefällt. Man sprach 
schnell von Nachbarn, die wegschauen, und natürlich von Ämtern, die ver-
sagen. Doch so einfach ist es oftmals nicht. Was im Einzelfall wirklich eine 
tragende Rolle spielte und die Schicksale der Kinder beeinflusste bzw. wie 
die Kinder hätten geschützt werden können, muss fallspezifisch von den 
jeweils verantwortlichen Stellen geprüft werden. Es lässt sich grundsätz-
lich nie ausschließen, dass Kinder in ihren Familien gefährdet sind. Um 
aber letztendlich eingreifen zu können, müssen die Voraussetzungen da-
für erstmal vorliegen. Bei belasteten Familien kann man zunächst nur 
darauf dringen, dass diese freiwillig Unterstützungsangebote in Anspruch 
nehmen. Doch auf diesen Gedanken und gesetzlichen Vorgaben kann 
1 Neujahrsansprache 2008 von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel. Online im WWW 
unter: http://www.bundesregierung.de/nn_1514/Content/DE/Bulletin/2008/01/01-1-bk-
neujahr.html [Stand: 27.02.2008].
2man sich nicht ausruhen. Man muss sich stattdessen immer wieder die 
Frage stellen: Wie könnte man mehr für den Kinderschutz tun? Die 
Funktion des Staates sollte im Hinblick dessen insbesondere immer 
wieder neu betrachtet werden.
Die Verfassung schützt das Elternrecht und gewährt dem Staat in sämt-
lichen Erziehungsfragen kein Mitspracherecht. Doch als Inhaber des staat-
lichen Wächteramtes muss der Staat zum Schutz der Kinder tätig werden. 
Elternrecht und Kindeswohl sollten nicht in einem Interessenkonflikt zu-
einander stehen. Das Kindeswohl muss also Vorrang haben vor dem 
Recht der Eltern. Niemand sollte das Elternwohl über das Wohl der Kinder 
stellen. Die tragischen Fälle der Kindstötungen müssen deshalb zu einem 
Lernprozess innerhalb unserer Gesellschaft führen, um die Funktionen 
und Aufgaben der Familien und der staatlichen Gemeinschaft genauer zu 
definieren. Setzt man sich mit den Problemen des jeweiligen Einzelfalls 
auseinander, so können bestimmte Erkenntnisse künftig dazu führen, 
dass der Schutz der Kinder fortlaufend verbessert wird.
Die folgende Arbeit soll zunächst die Stellung der Eltern sowie deren 
Rechte und Pflichten aufzeigen und das mit dem Elternrecht verfassungs-
rechtlich verbundene Regelungsinteresse des Staates verdeutlichen. Das 
Kindeswohl, das als oberste Richtschnur sämtlichen Handelns im Interes-
senkonflikt zum Elternrecht steht, soll auch hier schwerpunktmäßig be-
leuchtet werden. Dabei soll die Gefährdung des kindlichen Vermögens 
eher eine untergeordnete Rolle spielen.
Des Weiteren sollen die Ausführungen dazu beitragen, die Funktion, Auf-
gabe und Zuständigkeit des Staates näher zu beleuchten, denn auch 
wenn es oftmals gefordert wird, ist ein staatliches Einschreiten nur in sehr 
wenigen Fällen sofort möglich.
32 Das Elternrecht
2.1 Begriffsbestimmung
Vom ersten Augenblick ihres Lebens sind Kinder auf Hilfe und Sorge an-
gewiesen. Das grundgesetzlich verankerte Elternrecht weist diese Auf-
gabe von vornherein den Eltern zu. Gemäß Artikel 6 II Satz 1 GG sind die 
Eltern berechtigt und zugleich verpflichtet, ihre Kinder zu pflegen und zu 
erziehen. Dies ist das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht.
Die Rechtsordnung schreibt den Eltern mit dieser Bestimmung eine ganz 
besondere Verantwortung zu. Zum Schutz der Kinder, die in der Gesell-
schaft die schwächste Position beziehen, werden die Eltern jedoch nicht 
nur berechtigt, sondern auch verpflichtet. Der Begriff der Elternver-
antwortung, der auch durch die ständige Verwendung des Bundes-
verfassungsgerichts geprägt wurde, verdeutlicht das Zusammenspiel von 
Elternrechten und Elternpflichten.2
Die Eltern können aber nicht von vornherein mit der Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder allein gelassen werden. So gibt es neben den Eltern noch 
weitere Berechtigte und Verpflichtete. Dies sind sowohl staatliche als auch 
kommunale Institutionen, wie Kindergärten, Schulen, Heime und Ein-
richtungen der Jugendhilfe, die die Eltern bei der Pflege und Erziehung 
unterstützen.
Oberste Richtschnur sämtlichen Handelns bildet das Kindeswohl. So ist 
das Elternrecht entgegen genereller Regelungsabsichten kein Grundrecht, 
das allein im Interesse des Grundrechtsträgers besteht. 
2 Vgl. Zacher, H.: § 134/Elternrecht in: Isensee, J./Kirchhof, P. (Hrsg.): Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Band 6/Freiheitsrechte, 2. Aufl., Heidel-
berg 2001, Rn. 3 (im Folgenden zitiert als „Handbuch des Staatsrechts“).
4Es ist vor allem ein Recht im Interesse des Kindes. Die damit deutlich 
werdende Einzigartigkeit dieses Rechts ergibt sich aus der staatlichen 
Verpflichtung zum Schutz der Menschenwürde und der Persönlichkeits-
rechte des Kindes. So etablierte man das staatliche Wächteramt, da damit 
gerechnet werden musste, dass die Pflichten und Rechte der Elternver-
antwortung nicht von allen erkannt bzw. erfüllt werden würden. Die ver-
fassungsrechtliche Gewährleistung dieses Grundrechts dient somit in 
erster Linie dem Schutz des Kindes.3
Grundsätzlich geht man davon aus, dass insbesondere die Eltern bereit 
und in der Lage sind, die elterliche Pflege und Erziehung zu übernehmen 
und der damit verbundenen Verantwortung gerecht zu werden. Auf diesen 
Gedanken basiert die verfassungsrechtlich geschützte institutionelle Ga-
rantie des Elternrechts. Als echtes Grundrecht im traditionellen Sinne bin-
det das Elternrecht gemäß Artikel 1 III GG alle staatliche Gewalt unmittel-
bar. Es ist somit ein Abwehrrecht im Verhältnis zum Staat, das den Staat 
nur zum Eingriff berechtigt, wenn dies die Rolle des Wächteramtes ihm 
gebietet.4
2.2 Träger des Elternrechts
Der Kreis, der in Artikel 6 II Satz 1 GG fallenden Grundrechtsträger, ist 
sehr weit gefasst. Zunächst ist vom „Regelfall“ eines ehelich geborenen 
Kindes auszugehen. Träger der Elternrechtsgarantie sind dann die leib-
liche Mutter (§ 1591 BGB) und der leibliche, mit der Mutter verheiratete
Vater (§ 1592 Nr. 1 BGB) des Kindes. Da in § 1592 Nr. 1 BGB von einer 
rechtlichen Vaterschaftsvermutung ausgegangen wird, ist auch der 
3 Vgl. Schone, R.: Hilfe und Kontrolle/Elternrecht und staatliches Wächteramt in: Schröer, 
W./Struck, N./Wolff, M. (Hrsg.): Handbuch Kinder- und Jugendhilfe, Weinheim/München 
2002, S. 946 f..
4 Vgl. Münder, J./Mutke, B./Schone, R. (Hrsg.): Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und 
Justiz/Professionelles Handeln in Kindeswohlverfahren, Münster 2000, S. 17 - 18 (im 
Folgenden zitiert als „Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz“).
5Scheinvater Grundrechtsträger gemäß Artikel 6 II Satz 1 GG, solange die 
Ehelichkeit des Kindes nicht wirksam angefochten wurde.5
Den Schutz des Elternrechts genießt auch die Mutter eines nichtehelichen 
Kindes allein. Die Stellung des Vaters war jedoch in diesem Fall lange un-
geklärt. So konnte sich dieser noch bis zum Jahre 1998 nur auf sein El-
ternrecht berufen, wenn er mit der Mutter und dem Kind zusammenlebte 
und somit seiner elterlichen Verantwortung nachkam. Inzwischen sind je-
doch alle Väter in den Schutzbereich einzubeziehen.6
„Das Grundrecht des Artikel 6 II GG ist ein Individualrecht, das jedem 
Elternteil einzeln zusteht.“7
Im Zuge dessen stellt sich die Frage nach der rechtlichen Stellung der 
Pflege- und Adoptiveltern. Diese Rechtsstellungen sind zunächst auf der 
Basis der zeitlichen Differenzierung voneinander zu trennen. Die Adoption 
ist gemäß § 1741 I BGB auf die Entstehung eines Eltern-Kind-
Verhältnisses ausgerichtet und begründet somit das Bestehen des Eltern-
rechts der Adoptiveltern.8 Ein Pflegeverhältnis ist hingegen nur auf Zeit 
angelegt. Die Pflegeeltern können sich somit nicht auf Artikel 6 II Satz 1 
GG berufen. Bei einem länger andauernden Pflegeverhältnis und einer 
daraus entstandenen, wachsenden Beziehung zwischen Pflegeeltern und 
dem Pflegekind hat die Pflegefamilie jedoch die Möglichkeit sich auf den 
besonderen Schutz der Familie nach Artikel 6 I GG zu berufen.9 Das bio-
logische bzw. natürliche Elternrecht hat demgegenüber jedoch weiterhin 
grundsätzlich Vorrang.10
5 Vgl. Gröschner, R. in: Dreier, H. (Hrsg.): Grundgesetz-Kommentar, Bd. 1, 2. Aufl., Tü-
bingen 2004, Artikel 6 GG Rn. 103 (im Folgenden zitiert als „GG-Kommentar Dreier“).
6 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Stand: 131. Lfg., September 
2007, Artikel 6 II und III, Rn. 54 (im Folgenden zitiert als „Bonner Kommentar“).
7 BVerfG, BVerfGE 47, 46 (76).
8 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 (150).
9 Vgl. Gröschner, R. in: GG-Kommentar Dreier, Artikel 6 GG, Rn. 103.
10 Vgl. BVerfG, BVerfGE 79, 51 (60).
6Der Vormund eines Kindes hat gemäß § 1793 I BGB das Recht und die 
Pflicht, für die Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen. Er ist 
somit Träger der elterlichen Sorge. Jedoch ist der Vormund weder Mitglied 
der Familie, noch Träger des Erziehungsrechts aus Artikel 6 II Satz 1 
GG.11
Dem Kind selbst stehen keine Rechte aus Artikel 6 II Satz 1 GG zu. Als 
Träger eigener Persönlichkeitsrechte und der Menschenwürde steht es 
den Eltern gegenüber. Bei Interessenkollisionen ist dem Interesse des 
Kindes Vorrang zu gewähren.12 Als Maßstab dessen dient das Kindes-
wohl.
2.3 Inhalt des Elternrechts
Die durch Artikel 6 II Satz 1 GG eingeräumte Elternrechtsposition bedarf 
der weiteren gesetzlichen Ausgestaltung und Konkretisierung, da die ge-
forderte Erziehungs- und Pflegeverantwortung sich augenscheinlich nur 
auf die elterliche Sorge zu beziehen scheint. Das Elternrecht umfasst je-
doch die gesamte elterliche Verantwortung und bezieht sich somit auch 
auf den nichtsorgeberechtigten Elternteil. Rechte und Pflichten der Eltern 
werden durch das Sorge-, Unterhalts-, Umgangs- und Vertretungsrecht 
des Bürgerlichen Rechts weitgehend umschrieben. Andere Vorschriften 
bringen diese aber auch zum Ausdruck.13
Die dem sorgeberechtigtem Elternteil gemäß § 1626 BGB zustehende
elterliche Sorge ist der wichtigste Bestandteil des Elternrechts. Das Um-
gangsrecht und die Verpflichtung zur Sicherung der wirtschaftlichen 
11 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 87.
12 Vgl. BVerfG, BVerfGE 28, 104 (112); BVerfG, BVerfGE 24, 119 (144); Schwab, D.: 
Grundrisse des Rechts - Familienrecht, 15. Aufl., München 2007, Rn. 440 (im Folgenden 
zitiert als „Schwab, Familienrecht“).
13 Vgl. Zacher, H. in: Handbuch des Staatsrechts, Rn. 68.
7Existenz des Kindes verbleiben aber auch im Verantwortungsbereich des 
nichtsorgeberechtigten Elternteils.14
Betrachtet man das Rechtsverhältnis zwischen dem Kind und seinem 
rechtlich festgestellten Vater, so wird deutlich, dass auch die Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung gemäß § 1686 BGB, sowie die Möglichkeit der 
Übernahme der elterlichen Sorge durch den rechtlichen, nicht-
sorgeberechtigten Vater gemäß 1680 II Satz 2 BGB („Restverantwortung“) 
Folgen der Ausgestaltung des grundgesetzlich geregelten Elternrechts 
darstellen.15
2.3.1 Die elterliche Sorge
Die elterlichen Rechte und Pflichten werden auch in den gesetzlichen Re-
gelungen zur elterlichen Sorge wieder aufgegriffen. So lässt sich der Be-
griff der elterlichen Sorge gemäß § 1626 I Satz 1 BGB anhand einer 
gesetzlichen Legaldefinition erläutern.
14 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 437.
15 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 437.
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8Elterliche Sorge ist demnach die Pflicht und das Recht des Sorge-
berechtigten, für das minderjährige Kind zu sorgen.
Eine detaillierte Aufgabenzuweisung an die Eltern ist im Gesetz nicht ver-
ankert. Analog der Regelungen im Grundgesetz umschreiben Pflege und 
Erziehung des Kindes grob den elterlichen Verantwortungsbereich.
Zur Umsetzung und Ausgestaltung dessen stellt der Gesetzgeber dem 
Personensorgeberechtigten rechtliche Befugnisse zur Verfügung, die im 
Recht der elterlichen Sorge gebündelt sind und sowohl das Verhältnis zum 
Kind als auch gegenüber Dritten regeln. Das Kindeswohl ist jedoch in jeg-
licher Situation oberste Richtschnur. So bezeichnet man das Sorgerecht 
auch als Pflichtenrecht, bei der jeder elterlichen Befugnis die Pflicht inne-
wohnt, diese zum Wohle des Kindes auszuüben.16
Ziel der elterlichen Sorge ist die Hinführung des jungen Menschen zu 
einer persönlichen und wirtschaftlichen Selbstständigkeit durch Wahrung 
und Förderung der körperlichen, geistigen, seelischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Interessen des Kindes. So ist das Sorgerecht sowohl auf die 
Erhaltung der Rechtsgüter des Kindes, als auch auf die Entfaltung seiner 
Kräfte und Fähigkeiten gerichtet.17 § 1626 II BGB gewährt den Kindern ein 
Mitspracherecht in Pflege- und Erziehungsfragen. Entsprechend dem 
Entwicklungsstand sowie den Einsichts- und Selbstbestimmungsfähig-
keiten sollen Bedürfnisse und Meinungen der Kinder bei der Ent-
scheidungsfindung berücksichtigt werden.
Inhaber der elterlichen Sorge sind generell die Eltern des minderjährigen 
und somit schutzbedürftigen Kindes. Auch hier legt das Gesetz den Regel-
fall zugrunde, dass die Eltern des Kindes miteinander verheiratet sind und 
ihnen auch gemeinsam die elterliche Sorge zusteht. § 1626a I BGB regelt 
eine weitere Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen Sorge durch 
16 Vgl. Huber, P. in: Münchener Kommentar/Bürgerliches Gesetzbuch/Familienrecht II, 
Bd. 8, 4. Aufl., München 2002, § 1626 BGB, Rn. 7 (im Folgenden zitiert als „Münchener 
Kommentar“).
17 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 517.
9Sorgerechtserklärung oder Heirat beider Elternteile. Originär besteht das 
alleinige Sorgerecht der Mutter eines nichtehelichen Kindes gemäß
§ 1626a II BGB, soweit keine Sorgerechtserklärung abgegeben wurde.18
Inhaltlich umfasst die elterliche Sorge gemäß § 1626 I Satz 2 BGB die 
Sorge für die Person des Kindes (Personensorge) und dessen Vermögen 
(Vermögenssorge). In beiden Fällen besteht die elterliche Sorge aus der 
tatsächlichen Personen- und Vermögenssorge und dem gemäß § 1629 I 
BGB dazugehörigem Vertretungsrecht. Da diese einzelnen Bereiche sich 
im alltäglichen Leben sehr oft überschneiden, ist eine Abgrenzung nur 
sehr schwer möglich.19
2.3.1.1 Die Personensorge als Teil der elterlichen Sorge
Inhalt und Umfang der Personensorge ergeben sich aus den §§ 1631 bis 
1633 BGB. Grundsätzlich kann man sagen, dass unter dem Begriff der 
Personensorge all das zu verstehen ist, was der Entwicklung und Förde-
rung des Kindes dient und die Bildung einer eigenverantwortlichen 
Persönlichkeit zum Ziel hat. In § 1631 I BGB werden zunächst die wesent-
lichen Bestandteile der Personensorge genannt. Neben den Kern-
bereichen der Pflege und Erziehung des Kindes werden vom Gesetzgeber 
die Beaufsichtigung und das Aufenthaltsbestimmungsrecht als zwei 
weitere Aufgabenkreise benannt. Die Personensorge umfasst darüber 
hinaus jedoch weitaus mehr Einzelbereiche, deren abschließende Auf-
zählung kaum möglich ist, weil der Bereich der Personensorge im Alltag 
durch die persönliche Bindung von Eltern und Kindern in sämtlichen 
Situationen tangiert ist.20
18 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt/Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 67. Aufl., 
München 2008, § 1626 BGB, Rn. 7 - 8 (im Folgenden zitiert als „Palandt“).
19 Vgl. Schlüter, W.: BGB - Familienrecht, 12. Aufl., Münster 2006, Rn. 362 (im Folgenden 
zitiert als „Schlüter, Familienrecht“).
20 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt, § 1631 BGB, Rn. 1 ff..
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Da den Aufgabenkreisen der Pflege und Erziehung des Kindes die größte 
Bedeutung zukommt und diese auch im Rahmen des Elternrechts ver-
fassungsrechtlich geschützt werden, soll im folgenden Abschnitt hier der 
Schwerpunkt gesetzt werden.
Zur Pflege gehört insbesondere die Ernährung, Kleidung und Sorge für die 
Gesundheit des Kindes. Das leibliche Wohl des Kindes und die Be-
friedigung seiner existenziellen Bedürfnisse stehen hier im Vordergrund. 
Erziehung ist hingegen die Sorge für die sittliche, geistige, seelische und 
körperliche Entwicklung. Die Wahl und Förderung der Schul- und Berufs-
ausbildung gehören ebenso dazu, wie die Entscheidung zur religiösen 
Erziehung.21
Die Bereiche der Pflege und Erziehung haben sehr viele verschiedene 
Aspekte in sich vereint. So hat sich der Gesetzgeber gezwungen gesehen,
gesetzliche Vorgaben zu schaffen. Denn auch, wenn den Eltern durch die 
mit der Personensorge verbundenen Befugnisse eine Leitungsautorität 
verliehen wird, dürfen diese die Kinder nicht nur zu bloßen Befehls-
empfängern machen. So sind bei der Pflege und Erziehung gemäß § 1626 
II BGB die wachsenden Fähigkeiten und Bedürfnisse entsprechend dem 
Entwicklungsstand des Kindes zu berücksichtigen. Bei Erziehungs-
problemen und Entscheidungsfindungsprozessen ist den Kindern ein ent-
sprechendes Mitspracherecht einzuräumen. Die wachsende Selbstver-
antwortungsfähigkeit des heranwachsenden jungen Menschen drängt die 
elterlichen Befugnisse zunehmend zurück.
Eine weitere Schranke der Personensorge bildet das seit November 2000
bestehende Recht des Kindes auf gewaltfreie Erziehung. Gemäß § 1631 II 
BGB sind körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere 
entwürdigende Maßnahmen unzulässig.22
21 Vgl.: Schwab, Familienrecht, Rn. 538.
22 Vgl.: Hahn, D.: Kindheits-, Jugend- und Erziehungsrecht/Alle Rechtsfragen von der 
Entstehung des Menschen bis zur Volljährigkeit, München 2004, S. 52, Rn. 93 - 94       
(im Folgenden zitiert als „Hahn, Rechtsfragen Kindheitsrecht“).
11
Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle sagen, dass durch die ver-
fassungsrechtliche Garantie des Elternrechts eine staatliche Bestimmung 
von Erziehungszielen grundsätzlich nicht möglich ist. Jedoch hat der Ge-
setzgeber verschiedene Vorgaben geschaffen, die eine Richtschnur für
die elterliche Erziehung bilden.
2.3.1.2 Die Vermögenssorge als Teil der elterlichen Sorge
Die Vermögenssorge erstreckt sich inhaltlich auf alle tatsächlichen und 
rechtlichen Maßnahmen, die der Erhaltung, Vermehrung und Verwertung 
des Kindesvermögens dienen. Inhalt und Umfang ergeben sich aus den 
§§ 1638 bis 1649 BGB. Grundsätzlich steht den Eltern die Sorge für das 
gesamte Vermögen des Kindes zu. Neben dem vorhandenen Vermögen,
wie Grundbesitz, Wertpapiere oder Kontoguthaben, gehören zum Kindes-
vermögen auch die Einkünfte daraus und aus Erwerbstätigkeit. Der elter-
lichen Verwaltung unterliegen hingegen nicht Beträge, die dem Kind ge-
mäß § 110 BGB zur freien Verfügung überlassen wurden, sowie Zu-
wendungen, Vermächtnisse und Erbschaften Dritter mit der Bestimmung, 
dass die Eltern diese nicht verwalten sollen.23
Über die Art und Weise, wie die Vermögenssorge auszuüben ist, trifft das 
Gesetz nur wenige Anordnungen und lässt den Eltern einen weiten Er-
messensspielraum. § 1642 BGB gibt zum Beispiel vor, dass die Eltern das 
Kindesvermögen nach den Grundsätzen einer wirtschaftlichen Ver-
mögensverwaltung anzulegen haben, soweit dieses nicht zur Bestreitung 
von bestimmten Ausgaben benötigt wird.
Des Weiteren enthält § 1649 BGB eine eingehende Regelung zur mög-
lichen Verwendung der Einkünfte aus dem Kindesvermögen. Neben 
weiteren Bestimmungen zur Vermögenssorge begrenzt letztendlich der in 
§ 1643 BGB benannte Genehmigungsvorbehalt des Familiengerichts den 
23 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt, § 1626 BGB, Rn. 17 - 20.
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Handlungsrahmen der Eltern bei riskanten oder besonders wichtigen 
Rechtsgeschäften.24
Bei der Ausübung der Vermögenssorge haben die Eltern nur für diejenige 
Sorgfalt einzustehen, die sie selbst in eigenen Angelegenheiten anzu-
wenden pflegen. Besteht jedoch die Gefahr, dass das Kindesvermögen 
vermindert oder durch Ertragsausfall nicht vermehrt wurde und hätte dies 
verhindert werden können, kommen Maßnahmen nach §§ 1666, 1667 
BGB in Betracht. Eine Gefährdung ist jedoch nur anzunehmen, wenn eine 
erhebliche Gefährdung droht.25
2.3.2 Weitere wesentliche Bestandteile des Elternrechts
Neben dem allgemein bekannten Sorgerecht umfasst die in Artikel 6 II 
Satz 1 GG verankerte elterliche Verantwortung, wie bereits oben erwähnt, 
noch weitere Rechte und Pflichten, die auch in den Verantwortungs-
bereich des nichtsorgeberechtigten Elternteils fallen.
Der Wandel der Gesellschaft und der damit verbundenen familiären Struk-
turen führt in vielen Fällen immer stärker dazu, dass viele Kinder nur bei 
einem Elternteil leben. Im Zuge dessen gewinnen insbesondere die Rege-
lungen zum Umgangsrecht und zur Unterhaltsgewährung immer mehr an 
Bedeutung.
Gemäß § 1626 III Satz 1 BGB gehört zum Wohl des Kindes der Umgang 
mit beiden Elternteilen. Die daraus korrespondierende Pflicht und das 
Recht der Eltern, mit dem Kind Umgang zu pflegen, ergibt sich aus § 1684 
I BGB. Durch Vereinbarungen unter den Eltern werden Art und Häufigkeit 
des Umgangs bestimmt. Die Wünsche des Kindes sind auch hier immer 
zu berücksichtigen.26
24 Vgl. Schlüter, Familienrecht, Rn. 372 - 373.
25 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt, § 1666 BGB, Rn. 38 ff..
26 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 686.
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Das Prinzip der elterlichen Verantwortung verlangt des Weiteren die 
Sicherstellung des Lebensbedarfs des Kindes. So ist es Aufgabe der El-
tern, für die weitere Entwicklung ihres Sprösslings alle wirtschaftlichen Mit-
tel dafür zur Verfügung zu stellen. Generell ergibt sich die Regelung zum 
Kindesunterhalt aus den §§ 1601 ff. BGB, die auch den Verwandtenunter-
halt regeln. Dem minderjährigen Kind gegenüber haben die Eltern jedoch 
eine gesteigerte Unterhaltsverpflichtung. Man unterscheidet grundsätzlich 
zwei verschiedene Arten der Unterhaltsgewährung. Der Betreuungsunter-
halt wird entgegen dem Barunterhalt nicht in monatlichen Geldrenten ge-
währt, sondern erstreckt sich auf die alltägliche Pflege und Erziehung des 
Kindes. Den Barunterhalt hat dementsprechend derjenige Elternteil zu er-
bringen, der nicht mit dem Kind in einem gemeinsamen Haushalt lebt.27
Diese genannten Rechte und Pflichten eines jeden Elternteils unterliegen 
der freien Ausgestaltungsmöglichkeit der Eltern. Das Kindeswohl bildet 
jedoch in jeglicher Situation die oberste Richtschnur. So wurde ins-
besondere durch den BGH entschieden, dass die Freistellung eines 
Elternteils von seiner Unterhaltsverpflichtung sittenwidrig ist, wenn als 
Gegenleistung die Nichtausübung des Umgangsrechts vereinbart wird. In 
diesem Fall ist davon auszugehen, dass das elterliche Handeln nicht im 
Interesse des Kindes steht.28
Die vorangegangenen Punkte zeigten die Rechte und Pflichten eines je-
den Elternteils auf. Das im Grundgesetz verankerte Elternrecht bildet die 
Grundlage für weitere Regelungen der elterlichen Verantwortung, die ins-
besondere im BGB geregelt sind. Wie die Eltern ihre Erziehungsver-
antwortung erfüllen und wie sie dabei die Lebensumstände des Kindes 
gestalten, liegt allein in der Entscheidungszuständigkeit der Eltern.
27 Vgl. Hahn, Rechtsfragen Kindheitsrecht, Rn. 344 - 346.
28 Vgl. BGH, FamRZ 1984, S. 778 - 780.
14
Der Staat hat lediglich die Möglichkeit, zum Schutz des Kindeswohls tätig 
zu werden. Dieses bildet die oberste Richtschnur in jeglicher Situation und 
soll in den nun folgenden Punkten stärker beleuchtet werden.
3 Das Kindeswohl
3.1 Begriffsbestimmung
Eine klare Vorgabe bzw. Definition zum Kindeswohl sucht man im Gesetz 
vergeblich. Das Kindeswohl orientiert sich grundsätzlich an den 
subjektiven Grundrechten eines jeden deutschen Bürgers. Diese defi-
nieren die in einer Person verfassungsmäßig verbürgten und die Aus-
übung der staatlichen Gewalt verpflichtenden subjektiven Rechte des Ein-
zelnen. Lange Zeit hat man das Kind nicht als eigenständige Person ge-
sehen, sondern immer nur im Verhältnis zu seinen Eltern. 1968 hat das 
Bundesverfassungsgericht jedoch in einer Grundsatzentscheidung fest-
gestellt, dass das Kind Grundrechtsträger ist, weil auch ein Kind ein 
Wesen mit eigener Menschenwürde und dem eigenen Recht auf Ent-
faltung seiner Persönlichkeit im Sinne von Artikel 1 I und Artikel 2 I GG 
ist.29
Als zentrale Bezugspunkte für das Kindeswohl sind die Grundrechte je-
doch nicht nur im Verhältnis zum Staat von Bedeutung, sondern auch ge-
genüber den Eltern.30 Die Verfassung betrachtet die Eltern als „natürliche 
Sachverwalter“ des Kindeswohls und weist ihnen zuvörderst den Schutz 
der Rechtsgüter des Kindes und die Förderung seines Entwicklungs-
prozesses zu.31
29 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 (144)
30 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu verstehen? in: 
Kindler, H./Lillig, S./u.a. (Hrsg.): Handbuch Kindeswohlgefährdung nach § 1666 BGB und 
Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD), München: Deutsches Jugendinstitut e.V. 2006, S. 2-2 
(im Folgenden zitiert als „Handbuch Kindeswohlgefährdung“).
31 Vgl. BVerfG, BVerfGE 34, 165 (184); BVerfG, BVerfGE 60, 79 (94).
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Ziel und Mittel der elterlichen Pflege und Erziehung und dementsprechend 
auch die damit verbundene Bestimmung des Kindeswohls ist Sache der 
Eltern. Das Grundgesetz weist ihnen damit vorrangig die Aufgabe und Be-
fugnis zu, die Lebensverhältnisse und Entwicklungsmöglichkeiten des 
Kindes in eigener Verantwortung zu bestimmen.
Dem Staat unterliegen lediglich die Festlegung und Durchsetzung der 
Grenzen zum Schutz der grundgesetzlich gewährleisteten Kinderrechte.32
3.1.1 Das Kind als Grundrechtsträger und seine Rechtsposition
Zu den grundlegenden Rechten des Kindes gehören das Recht auf Men-
schenwürde (Artikel 1 I Satz 1 GG), Leben und körperliche Unversehrtheit 
(Artikel 2 II Satz 1 GG), die Entfaltung der eigenen Persönlichkeit (Artikel 2 
I GG i.V.m. Artikel 1 I GG) sowie der Schutz des Eigentums und Ver-
mögens. Das Alter ist für den persönlichen Schutzbereich des Grund-
rechts nicht von Bedeutung. Es knüpft lediglich an die Einsichtsfähigkeit 
des jungen Menschen und begrenzt somit das Recht, seine Grundrechte 
eigenständig geltend machen zu können (Grundrechtsausübung).33
Auch wenn durch die Rechtsprechung festgelegt wurde, dass das Kind 
selbst Träger subjektiver Rechte ist, unterscheidet die Allgemeinheit zwi-
schen Kindern und Erwachsenen und ist nicht ohne weiteres bereit, Kin-
dern dieselben Grundrechte zuzugestehen, wie Erwachsenen. Alarmie-
rende Fälle von Kindstötungen in jüngster Vergangenheit stellen die ver-
fassungsrechtliche Sicherung des Kindeswohls in Frage. So wird gegen-
wärtig diskutiert, ob spezielle Kinderrechte in die Verfassung auf-
genommen werden sollen, um einen verbesserten Schutz für die Kleinsten 
unserer Gesellschaft zu gewährleisten.
32 Vgl. Badura, P. in: Maunz-Dürig/Grundgesetz-Kommentar, München 1991, Loseblatt, 
Stand: 50. Lfg., Juni 2007, Artikel 6, Rn. 94 - 95 (im Folgenden zitiert als „Maunz/Dürig: 
Kommentar zum GG“).
33 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu verstehen? in: 
Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 2-2.
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Die Forderungen nach einer besseren Verankerung von Kinderrechten im 
Grundgesetz werden mit den folgenden Argumenten untermauert.
Der vielfach diskutierte Begriff des Kindeswohls, der in der Praxis oftmals 
nur als Grund und Grenze des Elternrechts nach Artikel 6 II GG ver-
standen wird, ist nicht als eigenes subjektives Verfassungsrecht des Kin-
des zu verstehen. Als Grundrechtsträger stehen dem Kind zwar generell 
die allgemeingültigen Menschenrechte zu, im Verhältnis zum Staat bedarf 
der Gedanke zum Schutz des Kindeswohls jedoch weiterer grundgesetz-
lich geregelter Bestimmungen. Die Rechtsposition der Kinder in der deut-
schen Rechtsordnung könnte somit verbessert werden – weg vom 
Regelungsgegenstand des Elternrechts, hin zum Träger subjektiver 
Kinderrechte.34 Die Verankerung eines Grundrechts auf Entwicklung und 
Entfaltung der eigenen Persönlichkeit gewährt den Kindern eigene An-
sprüche auf Schutz, Fürsorge und Förderung gegenüber den Eltern und 
auch der staatlichen Gemeinschaft. Letztendlich soll die Grundrechts-
änderung nicht nur den Schutz der Kinder rechtlich stärken, sondern auch 
ein Bewusstsein in der Gesellschaft bewirken.35
Die Basis aller Bemühungen bildet die internationale Verpflichtung zum 
Schutz des Kindeswohls nach der UN-Kinderrechtskonvention36 vom  
20. November 1989. Diese Norm sieht Kinderrechte vor und stellt den As-
pekt, im Interesse des Kindes zu handeln, in den Mittelpunkt jeglicher 
Überlegungen. So kommt insbesondere dem Artikel 3 der UN-Kinder-
rechtskonvention und dem darin enthaltenen „Vorrangigkeitsprinzip“ eine 
große Bedeutung zu.
34 Vgl. Peschel-Gutzeit, L.: Stellungsnahme zum Thema „Kinderrechte in die Verfassung 
aufnehmen“ in: Nachrichtenmagazin der „deutschen Liga für das Kind“, Zeitschrift - Frühe 
Kindheit, 4/2007, im Internet unter: http://liga-kind.de/fruehe/zeitschrift.php (im Folgenden 
zitiert als „Peschel-Gutzeit, L. in: Zeitschrift Frühe Kindheit“).
35 Vgl. Peschel-Gutzeit, L. in: Zeitschrift Frühe Kindheit.
36 Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes.
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Danach ist bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, egal, ob sie von 
öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Ver-
waltungsbehörden, Gerichten oder Gesetzgebungsorganen getroffen 
werden, das Kindeswohl als vorrangiger Gesichtspunkt zu berück-
sichtigen.
Die Anpassung deutscher Grundrechte an die Vorgaben der UN-
Kinderrechtskonvention würde eine staatliche „Vorgabe“ kindgerechte Le-
bensbedingungen und die damit einhergehende Gewährleistung über die 
Funktion des Wächteramtes ermöglichen.37
Die Frage ist nun, ob die Grundrechtsergänzung den Schutz des Kindes 
wirklich noch weiter verbessern würde. Ausgangspunkt dieser Überlegung 
ist dementsprechend der geltende Schutz der Kinder durch unsere Ver-
fassung. An erster Stelle ist deshalb darauf hinzuweisen, dass ins-
besondere das Wohl des Kindes nicht nur als Regelungsgegenstand des 
Elternrechts zu verstehen ist. Es unterliegt stattdessen dem Schutz der 
allgemeingültigen Menschenrechte.
Die nach Artikel 6 II Satz 1 GG gewährleisteten elterlichen Rechte und 
Pflichten finden ihre Rechtfertigung letztlich allein im Bedürfnis des Kindes 
nach Schutz und Hilfe.38 Die verfassungsrechtliche Garantie der „Eltern-
verantwortung“ steht somit insbesondere im Interesse des Kindes und 
nicht allein im Interesse der Eltern. Die Selbstverantwortlichkeit der Fami-
lie ist vom Staat zunächst zum Wohle des Kindes zu respektieren und zu 
fördern. Nach Artikel 6 II Satz 2 GG ist jedoch ein Einschreiten des staat-
lichen Wächteramtes zum Schutz des Kindes gefordert, wenn die Eltern 
das ihnen zugewiesene Elternrecht missbrauchen oder generell versagen. 
Zentrales Schutzgut des Artikels 6 II GG ist das Wohl der Kinder. Es ist 
also nicht so, dass das Grundgesetz Staat und Eltern nicht in die Pflicht 
nimmt, sich um das Wohl der Kinder zu bemühen.
37 Vgl. Badura, P. in: Maunz/Dürig: Kommentar zum GG, Artikel 6, Rn. 95.
38 Vgl. Badura, P. in: Maunz/Dürig: Kommentar zum GG, Artikel 6, Rn. 96.
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Artikel 6 II GG beinhaltet sogar ein vorgeschriebenes, sachgerechtes 
Konzept für den Schutz der Kinder.39
Weitere Erwägungen zur Entkräftung der Forderungen zum verfassungs-
rechtlichen Schutz der Kinderrechte basieren auf dem grundsätzlichen 
Regelungsgehalt des Grundgesetzes. Der bestehende Grundrechtsschutz 
der Kinder würde durch die Verankerung spezieller Rechte sachwidrig ge-
spalten und geschwächt werden. Würde man also im Grundgesetz be-
sondere Kinderrechte, wie z. B. Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit oder 
Handlungsfreiheit, garantieren, müsste man daraus schließen, dass diese 
bisher nicht gewährleistet wurden. Dies ist aber nicht der Fall, denn auch 
Kinder werden durch Artikel 5 GG, Artikel 4 GG und Artikel 2 GG um-
fassend geschützt, auch wenn diese nicht ausdrücklich als Kindergrund-
rechte bezeichnet werden.40
Die in Erwägung gezogene Grundrechtsergänzung des Artikel 2 GG, die 
die Entwicklung eines jeden Kindes zu einer eigenverantwortlichen Per-
sönlichkeit garantieren soll, steht im Widerspruch zum verfassungsrecht-
lich verankerten Elternrecht. Dies gewährt den Eltern ein Abwehrrecht ge-
gen staatliche Eingriffe in das Erziehungsgeschehen. Der freiheitliche 
Schutz der Kinder durch die Eltern wird in Frage gestellt und die nach Ar-
tikel 6 II GG garantierte Verantwortungsgemeinschaft wird gestört. Eine 
Verrechtlichung der natürlichen Beziehung zwischen Eltern und ihren Kin-
dern erwirkt eine rechtliche Distanz zwischen beiden und kann auf Grund 
dessen nicht zum Schutz und Wohl des Kindes beitragen.41
Diese Argumente zeigen, dass es nicht darum gehen sollte, eine Grund-
rechtsergänzung zu erwirken. Der Erfüllung des bestehenden Schutzauf-
trags sollte hingegen mehr Bedeutung zugemessen werden. Staat und 
Gesellschaft sind stärker als bisher in die verfassungsrechtliche Pflicht zu 
nehmen, das Kindeswohl zu wahren und das staatliche Wächteramt zu 
39 Vgl. Kirchhof, G.: Kinderrechte in der Verfassung - Zur Diskussion einer Grundgesetz-
änderung in: Gerhardt, R./Kriele, M. (Hrsg.), Zeitschrift für Rechtspolitik, 40. Jahrgang, 
5/2007, München/Frankfurt, S. 149 - 153 (im Folgenden zitiert als „Kirchhof, ZRP“).
40 Vgl. Kirchhof, ZRP, S. 149 - 153.
41 Vgl. Kirchhof, ZRP, S. 149 - 153.
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erfüllen. Zuständige Stellen sind hierfür mit der erforderlichen Quali-
fikation, Personal- und Finanzkraft auszustatten.
3.1.2 Das Kindeswohl im Spannungsverhältnis zwischen Elternrecht 
und staatlichem Wächteramt
Als oberste Richtschnur sämtlichen Handels steht das Kindeswohl im 
Spannungsverhältnis zwischen dem natürlichen Elternrecht und dem 
Wächteramt des Staates. Der Verfassungsgeber ging grundsätzlich davon 
aus, dass insbesondere die Eltern bereit sind, sich um das Wohl des Kin-
des zu kümmern.42 Die Norm des Artikel 6 II GG garantiert deshalb den 
Eltern den Vorrang bei Pflege und Erziehung. Dem Staat obliegt jedoch 
mit der Funktion des Wächteramtes die Schutzpflicht, die das Wohl des 
Kindes in Familie und Gesellschaft gewährleisten muss. Die genannten 
Rechtspositionen bedürfen also einer genauen Betrachtung.
Wesentlicher Bestandteil der Elternverantwortung nach Artikel 6 II Satz 1 
GG ist die individuelle Pflicht eines jeden Elternteils, im Rahmen seiner 
Rechte und Bestimmungsbefugnisse für das Wohl des Kindes zu sorgen. 
Artikel 6 II Satz 1 GG schützt auf Grund dessen diejenigen Elternteile 
nicht, die sich dieser Verantwortung entziehen. Bei einem Versagen der 
Eltern auf dieser Weise greift das Wächteramt des Staates nach Artikel 6 
II Satz 2 GG. Dieser ist nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, die 
Pflege und Erziehung des Kindes sicherzustellen, denn als Grundrechts-
träger hat das Kind selbst Anspruch auf staatlichen Schutz seiner Rechts-
position. § 1666 BGB ist Ausprägung des staatlichen Wächteramtes und 
beschränkt das verfassungsrechtlich garantierte Elternrecht. Die Norm 
markiert die Grenze, ab der der Staat zur Wahrung des Kindes Ein-
schreiten darf.43
42 Vgl. BVerfG, BVerfGE 59, 360 (376).
43 Vgl. Olzen, D. in: Münchener Kommentar, § 1666 BGB, Rn. 1.
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Die Eltern eines Kindes genießen grundsätzlich Vorrang vor allen anderen 
Erziehungsträgern. Der Staat hat jedoch über die grundgesetzlich 
garantierte Elternverantwortung zu wachen und notfalls das Kind, das 
noch nicht selbst in der Lage ist sich zu schützen, davor zu bewahren, 
dass seine Entwicklung durch Missbrauch der elterlichen Rechte Schaden 
erleidet.44
Darüber hinaus enthält das staatliche Wächteramt eine Gewährfunktion 
und beinhaltet damit auch Elemente von Aufsicht, Information, Be-
obachtung, Hilfe, Unterstützung, vorbeugende Abwehr drohender Ge-
fahren und damit zwangsläufig einhergehende Kontrolle.45
Der in Artikel 6 II Satz 2 GG formulierte verfassungsmäßige Auftrag der 
staatlichen Gemeinschaft wird weder durch detaillierte Aufgaben-
zuweisung noch durch Einräumen von bestimmten Handlungsbefugnissen 
konkretisiert. Die abstrakte staatliche Schutzpflicht bedarf somit der 
Konkretisierung auf gesetzlicher Ebene. Dies regelt der Gesetzgeber im 
Bürgerlichen Gesetzbuch und SGB VIII näher. Hier werden insbesondere 
die Familiengerichte und die Jugendämter mit der Wahrnehmung von Auf-
gaben zum Schutz des Kindeswohls betraut. 46
§ 1666 I BGB enthält eine Ermächtigungsgrundlage für staatliche Eingriffe 
in die Personen- und Vermögenssorge der Eltern. Diese ist auch Grund-
lage für das Tätigwerden der Jugendämter nach den Vorschriften des 
SGB VIII.47 Der direkte Eingriff in die familiäre Lebensgemeinschaft und 
das Elternrecht obliegt den Familiengerichten, die von Amts wegen und im 
Zusammenwirken mit den Jugendämtern Entscheidungen treffen, die die 
elterliche Sorge berühren.
44 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 (143 - 144).
45 Vgl. Willutzki, S.: Kindeswohl zwischen Elternrecht und staatlichem Wächteramt in: Der 
Amtsvormund, 5/2000, S. 378 - 388.
46 Vgl. Wiesner, R.: Was sagt die Verfassung zum Kinderschutz?/Staatliches Wächter-
amt: die Adressaten in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 1-4.
47 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt § 1666 BGB, Rn. 1 f..
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3.2 Eingriffsschwelle Kindeswohlgefährdung
Eingriffe in das Elternrecht sind verfassungsrechtlich nur dann gerecht-
fertigt, wenn das Wohl des Kindes durch die Sorgerechtsausübung der 
Eltern gefährdet wird.48 Gesetzliche Grundlage zur Feststellung der 
Kindeswohlgefährdung ist die Fundamentalnorm §1666 I BGB.49 Zudem 
wurde der Begriff der Kindeswohlgefährdung durch Rechtsprechung des 
BGH konkretisiert.
„Eine Kindeswohlgefährdung im Sinne von § 1666 I BGB liegt dann vor, 
wenn eine gegenwärtige oder zumindest unmittelbar bevorstehende Ge-
fahr für die Kindesentwicklung abzusehen ist, die bei ihrer Fortdauer eine 
erhebliche Schädigung des körperlichen, geistigen und seelischen Wohls 
des Kindes mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt.“50
Hieraus ergeben sich drei Kriterien zur Beurteilung der möglichen Ge-
fährdungslage, die alle zeitgleich erfüllt sein müssen.
Am Anfang stellt sich zunächst die Frage nach einer gegenwärtig vor-
handenen Gefahr. Die Annahme einer gegenwärtigen Gefahr kann sich 
auf ein feststellbares Tun bzw. Unterlassen der Eltern, die konkret vorfind-
baren Lebensumstände des Kindes oder auf Aspekte der Entwicklung des 
Kindes stützen.51 Der Gesetzgeber nennt in  § 1666 I BGB als Ge-
fährdungsursachen im Einzelnen die missbräuchliche Ausübung der elter-
lichen Sorge, die Vernachlässigung des Kindes sowie das unverschuldete 
Elternversagen und das gefährdende Verhalten Dritter. Diese Ursachen 
sind bei der Beurteilung letztlich unerheblich.
48 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 ff.; BVerfG, FamRZ 2002, S. 1021 - 1024.
49 Vgl. Münder, Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz, S.22 ; Wiesner, R.: Recht-
liche Grundlagen der Intervention/Zum Begriff Gefährdung des Kindes in: Deegener, D. 
(Hrsg.): Kindesmisshandlung und Vernachlässigung: ein Handbuch, Göttingen 2005, 
S. 467
50 Vgl. BGH, FamRZ 1956, S. 350.
51 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu ver-
stehen?/Kindeswohl und Verfassungsrecht in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 2-5.
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Dreh- und Angelpunkt ist hingegen die Frage, ob die dem Kind drohende 
Schädigung schwer genug ist, um einen Eingriff in die elterliche Kompe-
tenz zu rechtfertigen. Ist dies zu bejahen, erfolgt die Bezugsetzung zum 
elterlichen Versagen nur floskelhaft. Den genannten Gefährdungs-
ursachen kommen somit nur Beispielfunktionen zu.52
In der Praxis muss man im jeweiligen Einzelfall die konkreten Lebensum-
stände bzw. das gefährdende Tun und Unterlassen der Eltern mit den Be-
dürfnissen des Kindes in Beziehung setzen. Dies ist bei der Beurteilung 
einer möglichen Kindeswohlgefährdung von großer Bedeutung, da ab-
hängig vom Alter und Entwicklungsstand des Kindes nicht jede Ge-
fährdungsursache gleich zur Entstehung einer wirklichen Gefahr für das 
Kindeswohl führen muss.53
Zur Beurteilung des 2. Kriteriums „erhebliche Schädigung“ ist es not-
wendig, die Elemente des Kindeswohls erneut zu beleuchten. § 1666 I 
BGB unterscheidet auf der Basis dessen, neben der Schädigung des Ver-
mögensinteresses des Kindes eine körperliche, geistige und seelische 
Komponente. Dem seelischen Kindeswohl ist inzwischen eine besondere 
Berücksichtigung geboten unter dem Aspekt, dass sich heute die 
Aggression der Eltern vom körperlichen zum seelischen Bereich verlagert 
hat. Eine Abgrenzung zwischen den einzelnen Segmenten ist nicht mög-
lich, da körperliche Schädigungen auch geistige und seelische Aus-
wirkungen hervorrufen können und umgekehrt auch geistige und seelische 
Gefährdungen körperliche Auswirkungen hervorrufen können. 54
Die gesetzliche Aufzählung verweist auf eine umfassende Betrachtung 
aller Facetten des persönlichen Wohls des Kindes. Zur Beurteilung einer 
Gefährdungssituation sind insbesondere wissenschaftliche Erkenntnisse, 
52 Vgl. Coester, M. in: Staudinger Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch/Buch 
4/Familienrecht §§ 1638 - 1683 BGB, Dreizehnte Bearbeitung 2000 in der Form der Neu-
bearbeitung 2004, Berlin 2004, § 1666 BGB Rn. 59 - 62 (im Folgenden zitiert als „Stau-
dinger“).
53 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu verstehen?/ 
Kindeswohl und Verfassungsrecht in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 2-5
54 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth (Hrsg.)/Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 
Bd.3, München 2003, § 1666 BGB, Rn. 4 - 5 (im Folgenden zitiert als „Bamberger/Roth“).
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gesellschaftliche Standards und ein gesellschaftlicher Grundkonsens über 
die Bedürfnisse eines Kindes heranzuziehen.55 Wirkliche und vermeint-
liche Nachteile eines Kindes durch Entscheidungen, Verhaltensweisen 
oder Lebenslagen der Eltern oder deren Umwelt führen nicht zur erheb-
lichen Schädigung des Kindeswohls, denn Aufgabe des Staates ist es 
nicht, eine optimale Pflege und Erziehung für jedes Kind zu gewähr-
leisten.56
Die „Sicherheit der Vorhersage“ ist ein weiterer Gesichtspunkt zur Wer-
tung einer Gefahr für das Wohl des Kindes. Dieses Kriterium erübrigt sich 
jedoch, wenn die Schädigung bereits eingetreten ist und von einer weiter 
bestehenden Gefährdungssituation ausgegangen werden muss. Bereits 
eingetretene Schäden sind aber weder erforderlich noch ausreichend. Sie 
haben lediglich Indizfunktion.57 Die eigentliche Schädigung des Kindes 
muss auch künftig weiterhin drohen. Ein Schadenseintritt muss sich mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit abzeichnen. Ist eine Gefährdung ge-
genwärtig, muss sich nicht auch die Beeinträchtigung selbst in naher Zu-
kunft verwirklichen. Es genügen grundsätzlich auch Fernschäden, die ihre 
Ursache in der momentanen Verhaltensweise der Eltern begründen.58
Bei der Beurteilung einer möglichen Kindeswohlgefährdung sind neben 
den oben genannten Kriterien auch Alter, Anlagen, Verhalten und Milieu 
des Kindes zu berücksichtigen. Problematisch ist eine bloße Besorgnis 
künftiger Gefährdungen, denn diese genügt nicht, um in das verfassungs-
rechtlich geschützte Elternrecht eingreifen zu können.59
55 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 4 - 5.
56 Vgl. BVerfG, BVerfGE 60, 79 (94).
57 Vgl. OLG Stuttgart, FamRZ 2002, S. 1279. 
58 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 79.
59 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 5.
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3.2.1 Gefährdungsursachen im Einzelnen
Der Gesetzgeber nennt in § 1666 I BGB drei elterliche Verhaltensweisen 
sowie das Verhalten Dritter, auf die nach herrschender Meinung die Kin-
deswohlgefährdung ursächlich zurückzuführen ist. Die ersten beiden Ge-
fährdungsursachen enthalten bereits begrifflich Elemente des elterlichen 
Verschuldens. Mit der 3. Tatbestandsvariante „unverschuldetes Elternver-
sagen“ wurden im Gesetz die Fälle erfasst, in denen das Kindeswohl ge-
fährdet ist, ohne dass gegen die Eltern ein Schuldvorwurf erhoben oder 
bewiesen werden kann.60 Das vierte Tatbestandsmerkmal erfasst Ge-
fährdungsursachen, die auf Verhalten Dritter beruhen. Ein schuldhaftes 
Verhalten der Eltern kann, muss aber nicht, vorliegen.
3.2.1.1 Missbrauch der elterlichen Sorge
Die missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge ist die aktive Variante 
elterlichen Fehlverhaltens. Hierunter versteht man den falschen, rechts-
und zweckwidrigen Gebrauch des Sorgerechts, der insbesondere den in 
§ 1626 II BGB festgelegten Erziehungszielen und dem Wohl des Kindes 
widerspricht.61 Unabhängig von den elterlichen Bestimmungen kann ein 
Missbrauch bereits darin liegen, dass die Eltern aus einer starren Grund-
haltung heraus für das Kind schwerwiegende Entscheidungen treffen und 
dessen Interesse keine Berücksichtigung findet.62 Der Gefährdungstat-
bestand greift in sämtliche Bereiche des Lebens. Neben körperlichen 
Misshandlungen sind auch seelische Verletzungen und andere ent-
würdigende Maßnahmen Sorgerechtsmissbräuche. Aber auch die aktive 
Entfremdung vom anderen Elternteil, die Verweigerung medizinischer Be-
treuung aus religiösen Beweggründen sowie das Drängen zu einem 
60 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 3.
61 Vgl. Olzen, D. in: Münchener Kommentar, § 1666 BGB, Rn. 58.
62 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 88.
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Schwangerschaftsabbruch ohne Berücksichtigung des Kindesinteresses 
sind Gefährdungslagen, die unter dem Gefährdungstatbestand des Sorge-
rechtsmissbrauchs zu subsumieren sind.63
3.2.1.2 Vernachlässigung des Kindes
Der Begriff „Vernachlässigung“ beschreibt hingegen ein passives Ver-
halten der Eltern in den Bereichen des alltäglichen Lebens, in denen die 
elterliche Sorgepflicht aus einem allgemeinen Grundverständnis heraus 
ein elterliches Handeln oder Entscheiden gebietet.64
Fälle von Vernachlässigungen sind zumeist im Unterlassen von Pflege 
und Erziehung begründet, so dass eine weitgehende Verwahrlosung 
droht. Fehlende Hygiene und Körperpflege, unzureichende Ernährung und 
mangelnde Flüssigkeitszufuhr sowie nicht behandelte Krankheiten und 
Verhaltensstörungen sind Anzeichen einer möglichen Vernachlässigung.65
Vor allem kleine und behinderte Kinder, die im besonderen Maße auf 
Schutz, Fürsorge und Förderung angewiesen sind, sind von dieser Art der 
Kindeswohlgefährdung betroffen, da sie selbst noch nicht in der Lage sind,
ihre individuellen Lebensbedürfnisse zu erfüllen.
Zu beachten ist allerdings auch hier, dass die Beurteilungsspielräume 
nicht zu eng ausgelegt werden. Schichtspezifische Vorurteile sollten zu-
nächst kritisch hinterfragt werden, denn schwierige Lebensumstände der 
Eltern lassen nicht generell auf eine potenzielle Gefährdung des Kindes 
schließen.66
63 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, §1666 BGB, Rn. 7 - 12.
64 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 89.
65 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 13.
66 Vgl. Hahn, Rechtsfragen Kindheitsrecht, Rn. 194.
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3.2.1.3 Unverschuldetes Versagen der Eltern
Diese Gefährdungsursache soll dem Umstand Rechnung tragen, dass es 
auch Fälle von Kindeswohlgefährdungen gibt, die nicht direkt auf ein Ver-
schulden der Eltern zurückzuführen sind.67 Ohne vorangegangene Ver-
schuldensprüfung ermöglicht dieser Auffangtatbestand ein Eingreifen in 
das Elternrecht, wenn die Gefährdung des Kindeswohls den Eltern vor-
werfbar ist.68 Erfasst wird jede Nichterfüllung elterlicher Pflichten frei von 
der individuellen Berücksichtigung subjektiver Zurechenbarkeit. Miss-
brauchs- und Vernachlässigungsfälle werden also auch mit diesem Tat-
bestandsmerkmal abgedeckt, wenn ein elterliches Verschulden nicht 
nachgewiesen werden kann.
Die elterlichen Versagensmomente können sowohl auf geistige und psy-
chische als auch auf sonstige Krankheiten, wie z. B. Alkohol-, Drogen- und 
Tablettenabhängigkeit, der Eltern beruhen, die diese an der Wahr-
nehmung ihrer Sorgerechtsverantwortung hindern. Hierzu zählt auch die 
schlichte Unfähigkeit der Eltern, die Bedürfnisse ihres Kindes zu erkennen 
und entsprechend zu reagieren.69
3.2.1.4 Kindeswohlgefährdung durch Verhalten Dritter
Der Eingriffstatbestand „gefährdendes Verhalten Dritter“ legitimiert das 
Wächteramt des Staates, auch unmittelbar gegen Dritte vorgehen zu kön-
nen, wenn diese das Wohl des Kindes gefährden. Viele Fälle, die hier in 
Betracht kommen, lassen sich oftmals auch dem Tatbestand des elter-
lichen Versagens zuordnen, weil der Schutz des Kindeswohls grundsätz-
lich Elternpflicht ist.
67 Vgl. Diederichsen, U. in: Palandt, § 1666 BGB, Rn. 31.
68 Vgl. Veit, U. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 3; Olzen, D. in: Münchener Kom-
mentar, § 1666 BGB, Rn. 34.
69 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 90.
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Zum Schutz des verfassungsrechtlich garantierten Elternrechts haben An-
ordnungen gegen Dritte jedoch Vorrang unter Beachtung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit. 70
Dritter im Sinne dieser Norm kann ein Verwandter, ein Freund des Sorge-
berechtigten, der Stiefelternteil, eine Pflegeperson, ein Nachbar, aber 
auch der nicht sorgeberechtigte Elternteil sein. Entwürdigende Maß-
nahmen, sexueller Missbrauch, Verleitung zu Straftaten, zur Alkohol- oder 
Drogensucht oder zur Prostitution sind Beispiele einer möglichen Ge-
fährdungslage.71
Im Hinblick auf die in der Praxis vorkommenden Fälle von Kindeswohl-
gefährdung stellt sich nun die Frage, ob die vom Gesetzgeber vorgegeben 
Gefährdungsursachen wirklich strikt voneinander zu trennen sind und so-
mit eine direkte Zuordnung der Gefährdungstatbestände nötig ist.
Die einzelnen Erscheinungsformen elterlichen Fehlverhaltens sind nur 
schwer voneinander abgrenzbar. Die Grenzen zwischen ihnen sind über-
wiegend fließend. Da der Tatbestand des § 1666 I BGB aber letztlich we-
der elterliches Verschulden und elterliche Pflichtwidrigkeit noch Er-
ziehungsunfähigkeit und Kausalität zwischen den Gefährdungsursachen 
der ersten beiden Tatbestandsmerkmale und der Kindeswohlgefährdung 
voraussetzt, ist eine Zuordnung in der Praxis auch nicht erforderlich. 
Maßgebend für die Erfüllung des Tatbestandes des § 1666 I BGB ist viel-
mehr die Gefährdung des Kindeswohls und die fehlende Fähigkeit bzw.
der fehlende Wille der Eltern, die Gefahr abzuwenden.72
Deutlich wird also auch an dieser Stelle, dass der gesetzlichen Aufzählung
der Gefährdungsursachen lediglich eine Beispielfunktion zukommt. 
Ein Eingriff in das Pflege- und Erziehungsrecht der Eltern fordert neben 
den genannten Gefährdungsursachen und der damit verbundenen Kin-
deswohlgefährdung gemäß § 1666 I BGB eine fehlende Einsichtsfähigkeit 
70 Vgl. Olzen, D. in: Münchener Kommentar, § 1666 BGB, Rn. 112 - 115.
71 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 15.
72 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 47 ff., Rn. 62 und Rn. 87.
28
bzw. Bereitschaft der Eltern, die Gefährdung selbst oder mit Unterstützung 
des Jugendamtes auszuräumen. Diese Eingriffsvoraussetzung soll jedoch 
erst in einem späteren Abschnitt diskutiert werden.
Nachfolgend soll zunächst ein Überblick über kindliche und familiäre Prob-
lemlagen gegeben werden, die eine Kindeswohlgefährdung herbeiführen 
könnten.
3.3 Gefährdungsaspekte für das Kindeswohl
„Die größte Gefahr droht in der Familie“ - so heißt es in einem Artikel der 
Stuttgarter Zeitung vom 06.11.2007. Hierin berichtet Hilke Lorenz von den 
Erkenntnissen der Tagung „Macht – Familie – Gewalt“73. Die er-
schreckenden Fälle von Misshandlungs- und Kindstötungsprozessen 
nahmen Experten von Justiz, Psychiatrie und Polizei zum Anlass, sich 
dem Thema der Kindeswohlgefährdung im sozialen Nahraum der Familie 
zu widmen. Immer wieder zeigte sich in der Vergangenheit, dass die Ge-
fährdung von Kindern häufig von den Menschen ausgeht, die eigentlich für 
ihren Schutz, ihre Erziehung und ihr Wohlergehen zuständig sind. Wichtig 
ist es deshalb, durch Prävention rechtzeitig für Kinder Partei zu er-
greifen.74
Ist man im Stande bestimmte Gefährdungsrisiken für ein Kind schnell zu 
erkennen, ermöglicht dies ein präventives Eingreifen des Staates zur Un-
terstützung betroffener Eltern. An diesem Punkt stellt sich infolgedessen 
die Frage, welche Aspekte die Entstehung von Gefährdungssituationen 
begünstigen.
73 Tagung des interdisziplinären Forums Forensik zur Förderung forensicher (gericht-
licher) Wissenschaften und forensischer (gerichtlicher) Praxis.
74 Vgl. Lorenz, H.: Die größte Gefahr droht in der Familie in: Stuttgarter Zeitung, 
06.11.2007.
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3.3.1 Kindliche Risikofaktoren
Es gibt eine Vielzahl von Risikofaktoren. Als Erstes soll die Frage dis-
kutiert werden, ob es Kinder gibt, die besonders von Kindeswohl-
gefährdungen betroffen sind. Allerdings muss sofort darauf hingewiesen 
werden, dass man mit diesen Erkenntnissen nicht den Opfern Mitver-
antwortung zuweisen will. Stattdessen soll das bessere Verständnis dazu 
beitragen einen besseren Schutz der gefährdeten Kinder zu gewähr-
leisten.75
Ein Faktor, der bei der Risikoabschätzung eine große Rolle spielt, ist das 
Alter eines Kindes. So hat eine vor einigen Jahren durchgeführte Studie76
gezeigt, dass vor allem Säuglinge und Kleinkinder einer gewissen Ge-
fährdungssituation unterliegen. Gründe dieser Erkenntnis ergeben sich 
aus der größeren Verletzlichkeit und der Abhängigkeit jüngerer Kinder von 
der elterlichen Fürsorge. Ein kurzer „Ausfall“ der elterlichen Pflege kann 
bereits schwerwiegende Folgen haben.77
Fälle der Vergangenheit zeigen außerdem, dass Kinder mit Entwicklungs-
rückständen und körperlichen, sensorischen, sprachlichen oder geistigen 
Behinderungen einem großen Misshandlungs- bzw. Vernachlässigungs-
risiko ausgesetzt sind. Bei der Entstehung von Gefährdungen spielt in 
diesem Fall nicht nur eine Überforderung der Eltern eine Rolle, sondern 
auch der wahrgenommene geringe Wert dieser Kinder sowie die ver-
minderte Furcht, entdeckt zu werden.78
Neben Entwicklungsverzögerungen und Verhaltensstörungen können 
auch frühkindliche Regulationsstörungen und Verhaltensauffälligkeiten der 
Kinder bei vielen Eltern Gefühle von Hilflosigkeit, Überforderung, Angst 
75 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Gibt es Kinder, die besonders von Kindeswohlgefährdung 
betroffen sind? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 17-1.
76 Studie von Johannes Münder, dargestellt im Buch: Münder, J./Mutke, B./Schone, R.: 
Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz/Professionelles Handeln in Kindeswohlver-
fahren, Münster 2000.
77 Vgl. Münder, J., Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz, S. 83.
78 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Gibt es Kinder, die besonders von Kindeswohlgefährdung 
betroffen sind? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 17-1 f..
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und Ärger wecken. Forschungsbefunde deuten darauf hin, dass ins-
besondere diese Kinder erheblich häufig Kindeswohlgefährdungen er-
leben.79
Diese genannten Merkmale und Verhaltensweisen von Kindern für sich 
genommen sind für eine Risikoabschätzung nur begrenzt auf Fälle in der 
Praxis anwendbar. Von großer Bedeutung ist hingegen das Zusammen-
spiel kindlicher Fürsorgeanforderungen und elterlicher Erziehungsfähig-
keit.
3.3.2 Risikofaktoren aus der Person eines Elternteils
Entgegen allgemeiner Einschätzungen beruhen akute Gefährdungs-
situationen nur zu einem recht geringen Teil auf psychische Erkrankungen 
eines Elternteils. Ein hoher Anteil von Fällen einer Kindeswohlgefährdung 
ist hingegen auf belastende Erfahrungen der Eltern mit Misshandlung, 
Vernachlässigung oder Missbrauch in der eigenen Kindheit zurückzu-
führen. Die in der Kindheit erfahrenen Gefährdungen oder zahlreiche 
Bindungsstörungen stellen ein ernst zu nehmendes Risiko dar, denn die 
Erziehungsfähigkeit dieser Eltern wird auf verschiedene Weise beein-
trächtigt. Eine wesentliche Rolle spielt auch die persönliche Reife eines 
Elternteils. Bei der Beurteilung dessen kommt es insbesondere darauf an, 
dass der Elternteil die Fähigkeit hat, die Bedürfnisse seines Kindes zu er-
kennen und in einem angemessenen Verhältnis zu seinem eigenen 
Interesse darauf zu reagieren.80
Ferner fußen gefährdende Verhaltensweisen der Eltern auf absurde Ge-
danken und „negative“ Gefühle zu Fürsorge und Erziehung. Beispiele 
dessen sind unangemessene Erwartungen bezüglich Fähigkeiten und 
79 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Gibt es Kinder, die besonders von Kindeswohlgefährdung 
betroffen sind? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 17-3 f..
80 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über die Eltern, die ihre Kinder gefährden, 
bekannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 18-1 f..
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Selbstständigkeit des Kindes, überdurchschnittlich ausgeprägte Gefühle 
der Belastung durch das Kind, negativ verzerrte Bilder des Kindes und 
andere.81
Diese genannten Merkmale treffen nicht auf alle Elternteile zu, welche das 
Wohl eines Kindes gefährden. Die Mehrzahl der betroffenen Eltern zeigen 
aber in mehreren oder zumindest in einem Bereich Auffälligkeiten.82
3.3.3 Familiäre und soziale Risikofaktoren
Es stellt sich nun die Frage, ob es einen Zusammenhang zwischen den 
familiären Lebensumständen und einer möglichen Kindeswohlgefährdung 
gibt. Erhebungen in Jugendämtern im Rahmen der oben genannten Stu-
die haben zwar gezeigt, dass die Lebensumstände der unterstützten Fa-
milien in überwiegender Mehrheit geprägt sind von Einkommensarmut und 
ständig wechselnden Beziehungskonstellationen. Diese Belastungs-
faktoren im Leben eines Kindes spielen jedoch für sich nur eine geringe 
Rolle bei der Entstehung von Kindeswohlgefährdungen.83
Ein weiterer zu betrachtender Aspekt ist die familiäre Stressbelastung. 
Auch hier zeigt sich nur eine geringe Verbindung zur Kindeswohl-
gefährdung. Ein schwacher Einfluss ergibt sich aus dem Zusammenhang 
von Stressbelastung und der damit einhergehenden erhöhten Reizbarkeit, 
Strafbereitschaft und verringerten Feinfühligkeit der Eltern.84
Ein besonderer Risikofaktor im sozialen und familiären Bereich ist hin-
gegen die wiederholte Partnerschaftsgewalt. Aber auch anhaltende 
Partnerschaftskonflikte führen zur zusätzlichen Stressbelastung und 
81 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über die Eltern, die ihre Kinder gefährden, 
bekannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 18-1 f..
82 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über die Eltern, die ihre Kinder gefährden, be-
kannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 18-3 f..
83 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über familiäre Kontexte, in denen Gefährdungen 
auftreten, bekannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 19-1 ff..
84 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über familiäre Kontexte, in denen Gefährdungen 
auftreten, bekannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 19-1 ff..
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untergraben die vorhandene Erziehungsfähigkeit eines Elternteils. Erheb-
liche Einschränkungen in der elterlichen Kompetenz, zeitweise Zu-
sammenbrüche der Fürsorgebereitschaft und aggressive Übergriffe auf 
die Kinder sind Folgen eines möglichen Zusammenspiels von Partner-
schaftskonflikten und weiteren Risikofaktoren.85
Die genannten Problemlagen implizieren nicht in jedem Fall eine Ge-
fährdung des Kindeswohls. Aufgabe des staatlichen Wächteramtes ist es 
deshalb, die kindeswohlgefährdenden Lebenslagen anhand der fest-
gelegten Risikofaktoren zu definieren und deren negativen Entwicklungs-
möglichkeiten zu konkretisieren. Erst wenn konkrete Rückschlüsse auf 
Tatsachen einer Kindeswohlgefährdung gezogen werden können, ist ein 
staatliches Eingreifen möglich.
4 Das staatliche Wächteramt
Die Vielzahl von Gefährdungssituationen zeigt, dass das verfassungs-
rechtlich geschützte Elternrecht in der alltäglichen Praxis nicht beharrlich 
darauf gerichtet ist, das Wohl des Kindes - Schutz und elterliche Hilfe - zu 
gewährleisten. Nicht immer sind die Eltern ihrer Erziehungsaufgabe voll 
gewachsen. Dies verdeutlichen insbesondere erschreckende Lebens-
situationen von Kindern in ihren Familien. Ein staatliches Einschreiten ist 
in diesen Problemfällen geboten. Als Wächter der elterlichen Pflege und 
Erziehung ist es deshalb Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft, bei elter-
lichem Versagen, für den Schutz des Kindeswohls zu sorgen.
85 Vgl. Reinhold, C./Kindler, H.: Was ist über familiäre Kontexte, in denen Gefährdungen 
auftreten, bekannt? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 19-1 ff..
33
4.1 Historische Betrachtung des staatlichen Wächteramtes
Die Rolle des Staates war bei der Erziehung der Kinder nicht immer so 
klar und eindeutig definiert. Der gesellschaftliche Wandel der Vergangen-
heit beeinflusste auch das Dreiecksverhältnis zwischen Eltern, Kindern 
und Staat. Veränderungen der einzelnen Rechtspositionen bewirkten oft-
mals Verstärkungen der jeweiligen Machtfunktionen.
Die Macht des Vaters beherrschte lange Zeit die Eltern-Kind-Beziehung. 
Erst im Zeitalter der Aufklärung im 17. und 18. Jahrhundert trat an die 
Stelle der väterlichen Herrschaft die elterliche Sorgepflicht. Sie bildete die 
Grundlage der Beziehung zwischen Eltern und ihren Kindern. Ausgangs-
punkt dieser Entwicklungen waren bereits erste Gedanken zu den Rech-
ten eines jeden Menschen. Die Menschenrechte des Kindes galt es, zu 
jener Zeit, zu bewahren und entsprechend zu entfalten. Die damit einher-
gehende Konfrontation der Eltern- und Kinderrechte forderte zum ersten 
Mal die Entscheidungs- und Überwachungskompetenz des Staates.86
Diese ersten Bestrebungen der beginnenden Verrechtlichung der Eltern-
Kind-Beziehung hielten jedoch nicht lange an.
Im 19. Jahrhundert wurde der familiäre Innenraum als sittlicher und intimer 
Bereich gedeutet, der weitestgehend von Rechtskonflikten und staatlichen 
Interventionen frei zu halten war. Die Autorität des Ehemannes und Vaters 
wurde auf diese Weise erneut gestärkt und eine Kontrolle der familiären 
Beziehungen verhindert. 87
Erst im 20. Jahrhundert erfuhr die Ausgestaltung der Familienbeziehung 
eine grundlegende Veränderung. Bereits frühzeitig sprach man vom 
„Jahrhundert des Kindes“. Als Instanz der Erziehung, Ausbildung und
Jugendhilfe trat der Staat in der modernen Gesellschaft nun immer mehr 
in Erscheinung. Der intime Charakter der Eltern-Kind-Beziehung wurde 
weiterhin beibehalten. Hinzu kommt nun aber eine außerfamiliäre Er-
ziehung, die der persönlichkeitsbildenden Individualerziehung der Familie 
86 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 430 - 433.
87 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 433.
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ergänzend und auch konkurrierend entgegenstand. Die Rechtsposition 
des Kindes erfuhr in dieser Zeit eine enorme Aufwertung. Als Träger 
eigener Rechte hatte das Kind nun einen Anspruch auf Schutz und Er-
ziehung, der nicht nur das Eltern-Kind-Verhältnis neu beeinflusste, 
sondern auch dem Staat und der Gesellschaft eine gewisse Rolle in der 
Pflege und Erziehung der Kinder zukommen ließ.88
Vor dem Hintergrund der schlechten Erfahrungen in der Zeit des National-
sozialismus, als die Festsetzung von staatlichen Erziehungszielen zur 
Entmündigung der Familie als Erziehungsinstanz führte, fand die das 
staatliche Wächteramt heute begründende Formulierung 1949 Eingang in 
das Verfassungsgebungsverfahren.89 Vorläufer dessen war Artikel 120 der 
Weimarer Reichsverfassung, in dem schon früher die Problematik des El-
ternrechts und die damit einhergehende Betätigung der staatlichen Ge-
meinschaft thematisiert wurde.90
Zur Wahrung des nun verfassungsrechtlich verankerten Kindeswohls 
schuf der Gesetzgeber in Artikel 6 II GG eine besondere Normenstruktur, 
die die Einbeziehung des Staates in die Eltern-Kind-Beziehung erkennen 
lässt.
4.2 Inhalt und Wesen des staatlichen Wächteramtes
Artikel 6 II Satz 2 GG trifft nur eine recht kurze Aussage zum staatlichen 
Wächteramt. Es ist deshalb Aufgabe der einfachen Gesetzgebung das 
Wächteramt im Lichte verfassungsrechtlicher Vorgaben, insbesondere im 
Hinblick auf die vorrangige Elternverantwortung, zu konkretisieren.
88 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 434 - 435.
89 Vgl. Heilmann, S.: Die Wahrnehmung des staatlichen Wächteramtes im Sinne des 
Artikel 6 II Satz 2 GG als Aufgabe der Kinder und Jugendhilfe/Ein Beitrag aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht in: Deutscher Verein der öffentlichen und privaten Fürsorge 
e.V. Frankfurt a.M. (Hrsg.): Wächteramt und Jugendhilfe/Dokumentation einer Fach-
tagung, Frankfurt a.M. 2000, S. 1 - 9 (5 - 6) (im Folgenden zitiert als „Wächter-
amt/Jugendhilfe“).
90 Vgl. Zacher, H. in: Handbuch des Staatsrechts, Rn. 17 ff..
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Durch das Zusammenführen verschiedener Elemente wie Gerichts-
entscheidungen, Verfassungslehren aus Lehrbüchern und Kommentaren 
zum Grundgesetz sowie Interpretationen und Anwendungen von Rechts-
vorschriften in verschiedenen Gesetzen wird die staatliche Verpflichtung 
zum Schutz des Kindeswohls präzisiert.91
1968 hat das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung eine 
grundlegende Aussage zum Wesen und Inhalt des staatlichen Wächter-
amtes gemacht. 92 Darin betont es zunächst die vorrangigen Rechte und 
Pflichten der Eltern. Die damit geschützte Eltern-Kind-Beziehung beruht 
auf dem Gedanken, dass die Eltern eines Kindes zuvörderst bereit und in 
der Lage sind, der ihnen durch Gesetz zugeschriebenen Elternver-
antwortung auch gerecht zu werden. Erziehungsziele oder Erziehungs-
methoden werden vom Grundgesetz nicht vorgegeben. Die Eltern haben 
allein das Recht frei zu entscheiden, wie sie der elterlichen Verantwortung 
gerecht werden wollen. Für den Fall, dass Eltern die Grenzen ihrer Rechte 
überschreiten, etablierte der Gesetzgeber in Artikel 6 II GG das staatliche 
Wächteramt. Schutzgut dessen und oberste Richtschnur sämtlichen Han-
delns ist das Wohl des Kindes.93
Aufgabe des staatlichen Wächteramtes ist es folglich, die Grenzen des 
elterlichen Erziehungsrechts und die Erfüllung der Elternpflichten zu über-
prüfen und notfalls einzugreifen. Dieser „Auftrag“ beruht in erster Linie auf 
dem Schutzbedürfnis des Kindes, dem als Grundrechtsträger eigene 
Menschenwürde und eigene Rechte auf freie Entfaltung zukommen. Der 
Staat selbst hat kein Recht auf gestaltende Erziehung der Kinder anstelle 
der Eltern. Treuhänderisch für das Kind, welches sich selbst noch nicht 
schützen kann, hat der Staat darauf zu achten, dass die familiäre 
91 Vgl. Wiesner, R.: Was sagt die Verfassung zum Kinderschutz?/Das staatliche Wächter-
amt: Aufgabe und Bedeutung in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 1-2.
92 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 (144).
93 Vgl. Gröschner, R. in: GG-Kommentar Dreier, Artikel 6 GG, Rn. 119.
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elterliche Erziehung stattfindet und die festgelegten Grenzen eingehalten 
werden.94
Wie die Pflichtenbindung des Elternrechts selbst, so sind auch Inhalte des 
staatlichen Wächteramtes und die zur Wahrnehmung notwendigen Befug-
nisse durch Gesetz bestimmt und am Kindeswohl ausgerichtet.95
§ 1666 BGB ist die Fundamentalnorm des staatlichen Wächteramtes aus
Artikel 6 II Satz 2 GG. Sie setzt den Verfassungsauftrag des Kinder-
schutzes auf der Ebene des bürgerlichen Rechts um. Liegt ein Fall von 
Kindeswohlgefährdung vor, so hat der Staat diejenigen Maßnahmen zu 
treffen, die der Gefahrenabwehr dienen.
Dies bedeutet nicht, dass jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit den 
Staat berechtigt, die Eltern von der Pflege und Erziehung ihres Kindes 
auszugrenzen, denn grundsätzlich ist dem Vorrang der Eltern Rechnung 
zu tragen, d. h., die Wächteramtsmaßnahmen müssen sich auf ein „Inter-
ventionsminimum“ beschränken. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
der im folgenden Abschnitt näher erläutert werden soll, verstärkt diese ver-
fassungsrechtlich gewollte und vor allem geschützte Position der Eltern.
4.3 Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
Gemäß Artikel 6 II Satz 2 GG ist die staatliche Gemeinschaft nicht nur be-
rechtigt, sondern auch verpflichtet, die Pflege und Erziehung eines Kindes 
sicherzustellen. Den Vorgaben der Verfassung entsprechend, in denen 
der Gesetzgeber davon ausgeht, dass ein Kind grundsätzlich in der Fami-
lie am besten aufgehoben ist, verfolgt das staatliche Wächteramt das vor-
rangige Ziel, die Funktionsfähigkeit der Familie zu erhalten. Bei der Aus-
wahl einer Maßnahme zur Gefahrenabwehr ist deshalb der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit zu beachten, da kinderschützende Maßnahmen, die 
94 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 177 f..
95 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 173 - 174.
37
der Staat gegen den Willen der Eltern ergreift, Eingriffe in das Elternrecht 
darstellen.96
Zwar schützt das Grundgesetz das elterliche Verhalten nicht, das die ihm 
durch das Kindeswohl gesetzten Grenzen überschreitet. Trotzdem greift 
der Staat mit entsprechenden Interventionen, die gegen den Willen der 
Eltern erfolgen, in das Elternrecht ein, weil diese Maßnahmen das zu-
künftige Erziehungs- und Pflegeverhalten beeinflussen.97
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit fordert, dass die staatlichen Maß-
nahmen geeignet (zur Verfolgung des beabsichtigten Zwecks), erforderlich 
(nicht mit milderen Mitteln gleichermaßen effektiv) und im Verhältnis zum 
Elternrecht angemessen sein müssen. Es sind daher Maßnahmen zu er-
greifen, die das Kindeswohl am effektivsten gewährleisten und zum ande-
ren im Hinblick auf die Eingriffsintensität in die Familie das „mildeste Mit-
tel“ darstellen.98
Demnach ist der Staat vorrangig verpflichtet, alle geeigneten, helfenden 
und unterstützenden Maßnahmen auszuschöpfen, um ein ver-
antwortungsbewusstes Verhalten der Eltern zu erreichen, bevor er das 
Mittel eines weitergehenden Eingriffs wählt. Grundsätzlich sind die Maß-
nahmen des staatlichen Wächteramtes also auf die Wiederherstellung der 
Elternverantwortung und eines funktionierenden Eltern-Kind-Verhältnisses 
zu beschränken, wenn die Gefahr für das Kindeswohl auf dieser Weise 
wirkungsvoll abgewandt werden kann.99
Reichen Angebote freiwilliger Hilfsmaßnahmen nicht aus oder werden
diese von den Eltern nicht wahrgenommen, so hat der Staat in Ausübung 
seines Wächteramtes zu sorgerechtsbeschränkenden Maßnahmen über-
zugehen, wenn es aus Gründen der Abwehr einer Kindeswohlgefährdung 
erforderlich ist. Artikel 6 III GG schafft dem Wächteramt die Voraussetzung 
für den gravierendsten Eingriff in das Elternrecht.
96 Vgl. Heilmann, S. in: Wächteramt/Jugendhilfe, S. 7 ff..
97 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu verstehen? in: 
Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 2-4.
98 Vgl. Heilmann, S. in: Wächteramt/Jugendhilfe, S. 7 ff..
99 Vgl. Schmid, H./ Meysen, T.: Was ist unter Kindeswohlgefährdung zu verstehen? in: 
Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 2-4.
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Danach ist eine Trennung des Kindes von seinen Eltern möglich, ohne 
explizit auf eine vorhergehende Hilfe abzustellen. Hier zeigt sich ins-
besondere die verfassungsrechtliche Orientierung am Kindeswohl.100
Eine besondere Ausprägung hat der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in 
§ 1666a Abs. I und II BGB für die stärksten Eingriffe in das Elternrecht ge-
funden. Die Vorschrift des § 1666a BGB normiert ausdrücklich das Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip für besonders schwere Eingriffe in die elterliche 
Sorge gemäß § 1666 BGB, auf den sie sich bezieht. Da der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit und der Subsidiarität staatlichen Handelns bereits 
unmittelbar aus dem Grundgesetz, insbesondere aus Artikel 6 II und III 
GG folgt, kommt der Vorschrift aber nur deklatorische Bedeutung zu.101
In Abhängigkeit vom Grad der Kindeswohlgefährdung verlangt der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit also generell eine abgestufte Vorgehens-
weise. Das heißt aber nicht, dass die genannten Maßnahmen im Sinne 
einer zeitlichen Staffelung zu ergreifen sind, denn nicht immer ist eine 
Maßnahme, die geringer in das Elternrecht eingreift, zu bevorzugen. Aus 
dem Anspruch des Kindes als Grundrechtsträger ergibt sich die Pflicht des 
Staates, die Pflege und Erziehung des Kindes sicherzustellen. Oberste 
Richtschnur sämtlichen Handelns ist prinzipiell das Kindeswohl.
4.4 Träger des staatlichen Wächteramtes
Unklar und sonst im Grundgesetz auch nicht weiter definiert ist die Frage 
nach den Trägern des staatlichen Wächteramtes. Wer ist also konkret 
verpflichtet, eine Gefährdung des Kindeswohls abzuwenden? Gemäß Arti-
kel 6 II Satz 2 GG ist Adressat des staatlichen Wächteramtes die staat-
liche Gemeinschaft. Mit diesem Begriff ist nicht etwa die Gesellschaft –
100 Vgl. Heilmann, S. in: Wächteramt/Jugendhilfe, S. 9; Artikel 6 III GG soll aus Platz-
gründen im Rahmen der Diplomarbeit nicht weiter betrachtet werden.
101 Vgl. Olzen, D. in: Münchener Kommentar, § 1666a Rn. 1 f..
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also jeder Einzelne – gemeint, sondern der Staat mit all seinen 
Institutionen.102
Betrachtet man die Vorgaben der Verfassung genauer, so ist zunächst 
davon auszugehen, dass Eingriffe in die institutionelle freie erzieherische 
Betätigung der Eltern nach Artikel 6 II Satz 2 GG einem formellen Gesetz 
vorbehalten sind. Demnach ist die staatliche Gemeinschaft die staatliche 
Gewalt im Sinne von Artikel 1 I Satz 2 GG.103 Die Verwendung des Be-
griffes „staatliche Gemeinschaft“ ist auf das Regelungsvorbild des Artikels
120 der Weimarer Reichsverfassung zurückzuführen.104
Ohne dass nach bundesstaatlichen oder funktionsrechtlichen Gesichts-
punkten differenziert wird, fällt das staatliche Wächteramt allgemein der 
staatlichen Gemeinschaft zu. Die staatliche Gemeinschaft ist folglich im 
jeweiligen Kompetenzbereich zu sehen. Sowohl Bund als auch Land, so-
wohl Staat als auch Kreise oder Gemeinden, sowohl Legislative als auch 
Exekutive (besonders das Jugendamt) oder Judikative (besonders Famili-
en- und Vormundschaftsgerichte) haben den Auftrag des staatlichen 
Wächteramtes entsprechend ihrer Kompetenzen umzusetzen.105 Die 
Regelung zum staatlichen Wächteramt verteilt die staatliche Ver-
antwortung für das Kindeswohl somit auf mehrere Stellen, auf die gesamte 
Staatlichkeit.
Problematisch ist nun aber die Frage, inwieweit der Staat sich zur Er-
füllung seiner Schutzpflicht aus Artikel 6 II GG auch Privater bedienen 
darf, z. B. Pfleger, Vormünder und private Fürsorgeträger, wie kirchliche 
Vereine, Kinderheime oder Kindergärten. Das Grundrecht selbst bindet 
Private nicht an grundrechtliche Aufträge. Soweit sich der Staat aber ihrer 
zur Erfüllung seines Wächterauftrages bedient, muss er durch einfach-
rechtliche Bestimmungen (öffentlich-rechtliche Sicherstellungsverträge) 
sicherstellen, dass er von Gesetzes wegen im Stande ist, die Schutz-
pflichten gegenüber privaten Fürsorgeträgern durchzusetzen, denen er 
102 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 180.
103 Vgl. Gröschner, R. in: GG-Kommentar Dreier, Artikel 6 GG, Rn. 116.
104 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 180.
105 Vgl. Heilmann, S. in: Wächteramt/Jugendhilfe, S. 6.
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selbst in Ausübung seines Wächteramtes entsprechen muss. Der Staat 
muss somit stets Überwachungs- und Kontrollfunktion innehaben.106
Im Hinblick auf die verpflichteten Institutionen und die von ihnen zu er-
greifenden Maßnahmen bedarf der abstrakte Schutzauftrag einer 
Konkretisierung auf gesetzlicher Ebene. Da insbesondere die Jugend-
ämter und die Familiengerichte mit dem verfassungsrechtlichen Schutz-
auftrag betraut sind, wird nun im Folgenden die Wahrnehmung des staat-
lichen Wächteramtes anhand dieser beiden staatlichen Institutionen näher 
erläutert.
4.5 Schutz und Hilfe bei Kindeswohlgefährdung
Die alleinige Befugnis des Familiengerichts zum Entzug der elterlichen 
Sorge oder Teilen hiervon und der Vorrang öffentlicher Hilfen führen Fami-
liengerichte und Jugendämter zu einer Verantwortungsgemeinschaft zu-
sammen. Während die Jugendämter für die Gewährung personen-
bezogener sozialer Dienstleistungen gegenüber den Personensorge-
berechtigten und ihren Kindern zuständig sind, obliegen den Gerichten 
Entscheidungen, die die elterliche Sorge berühren. Das Familiengericht 
entscheidet damit nicht über notwendige Hilfen zur Abwehr einer Kindes-
wohlgefährdung, sondern schafft die Grundlage dafür, dass entweder die 
Eltern zu einem bestimmten Tun oder Unterlassen verpflichtet werden 
oder andere Personen an Stelle der Eltern in die Lage versetzt werden, 
die geeigneten und notwendigen Hilfen für das Kind in Anspruch zu 
nehmen.107
106 Vgl. Jestaedt, M. in: Bonner Kommentar, Artikel 6 II und III GG, Rn. 182.
107 Vgl. Wiesner, R.: Schutzauftrag des Jugendamtes bei Kindeswohlgefährdung in: Fa-
milie/Partnerschaft/Recht, 13. Jahrgang, 1-2/2007, S. 6, 8.
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4.5.1 Die Rolle des Familiengerichtes
Ein Einschreiten des Familiengerichts ist gemäß § 1666 I BGB geboten, 
wenn das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes gefährdet 
ist und die Eltern nicht gewillt oder in der Lage sind, diese Gefahr abzu-
wenden. Ein Verschulden der Eltern ist dabei nicht von Bedeutung.108
Auf Grund der vorerwähnten Norm ist ein Eingriff durch das Familien-
gericht erforderlich, wenn eine der dort genannten Gefährdungsursachen 
objektiv und nachhaltig das Kindeswohl gefährdet und nicht durch andere 
Maßnahmen, insbesondere durch öffentliche Hilfen des Jugendamtes, die 
Gefahr abgewandt werden kann. Gemäß § 1666 I BGB können sich auch 
Elternteile oder Eltern an das Gericht wenden und es um Maßnahmen ge-
gen Dritte ersuchen. Voraussetzung für einen gerichtlichen Eingriff von 
Amts wegen ist jedoch, dass die Eltern selbst nicht gewillt oder in der 
Lage sind, die von Dritten ausgehende Gefahr abzuwenden.109
Maßnahmen, mit denen das Gericht der Gefährdung des Kindes be-
gegnen kann, sind im Gesetz nicht festgelegt. Welche Maßnahmen er-
griffen werden, steht allein im Auswahlermessen des Familiengerichts.110
Als mildeste Maßnamen kommen Ermahnungen, Verwarnungen, Auf-
lagen, Ge- und Verbote in Betracht. Die Eltern können so zum Beispiel 
angewiesen werden, öffentliche Hilfen nach dem SGB VIII (Kinder- und 
Jugendhilfegesetz) in Anspruch zu nehmen. In der gerichtlichen Praxis 
wird von diesen Maßnahmen aber eher selten Gebrauch gemacht, da sie 
nur selten zur Verbesserung der Situation des Kindes beitragen.
Die Beschränkung der elterlichen Sorge in einzelnen Teilen sowie der 
Entzug einzelner Bereiche der elterlichen Sorge, wie z. B. das Aufent-
haltsbestimmungsrecht, das Umgangsbestimmungsrecht und das Ver-
tretungsrecht, sind echte Eingriffe in das verfassungsrechtlich geschützte 
108 Vgl. Schlüter, Familienrecht, Rn. 401 ff.. Zu Gefährdungslagen und Gefährdungs-
ursachen siehe 3.2.
109 Vgl. Kloster-Harz, D.: Wann und auf welcher Grundlage entscheidet das Familien-
gericht? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 117-1 f..
110 Vgl. Olzen, D. in: Münchener Kommentar, § 1666 BGB, Rn. 159.
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Elternrecht. Als extreme Maßnahmen nennt § 1666a BGB die Trennung 
des Kindes vom Sorgeberechtigten und die gesamte Entziehung der 
Personensorge.111
Im Hinblick auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem Vorrang 
der familiären Pflege und Erziehung kann das Gericht aber auch lediglich 
notwendige Erklärungen des Sorgerechtsinhabers ersetzen nach § 1666 
III BGB (z. B. im Namen des Kindes Einwilligung in eine Heilbehandlung 
erklären), ohne dass eine weitestgehende Beschränkung des Elternrechts 
stattfindet.112
Insbesondere in Verbindung mit dem Sorgerechtsentzug besteht die Ver-
pflichtung des Staates positive Lebensbedingungen für das gesunde, auf-
wachsende Kind zu schaffen113, so hat das Familiengericht im Zuge des-
sen Anordnungen für Pflegschaft oder Vormundschaft zu treffen.114
Art und Ausmaß des jeweiligen Eingriffs bestimmen sich nach dem Aus-
maß elterlichen Fehlverhaltens und danach, was im Interesse des 
Kindeswohls geboten ist. Bei der Auswahl der zu ergreifenden Maßnahme 
ist daher insbesondere der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu berück-
sichtigen, der für Maßnahmen nach § 1666 BGB in § 1666a BGB geregelt 
ist, d. h., die Schwere des Eingriffs muss in einem angemessenen Ver-
hältnis zum angestrebten Erfolg stehen.115 Das Erforderlichkeitsprinzip ist 
bei besonders einschneidenden Maßnahmen von großer Bedeutung. So 
dürfen Maßnahmen, mit denen die Trennung des Kindes von der Familie 
verbunden sind, nur getroffen werden, wenn der Gefahr nicht auf anderer 
Weise begegnet werden kann (§ 1666a I Satz1 BGB).116 Des Weiteren 
darf die gesamte Personensorge nur entzogen werden, wenn andere 
111 Vgl. Veit, B. in: Bamberger/Roth, § 1666 BGB, Rn. 30.
112 Vgl. Kloster-Harz, D.: Wann und auf welcher Grundlage entscheidet das Familien-
gericht? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 117-1.
113 Vgl. BVerfG, BVerfGE 24, 119 (145)
114 Vgl. Kloster-Harz, D.: Wann und auf welcher Grundlage entscheidet das Familien-
gericht? in: Handbuch Kindeswohlgefährdung, S. 117-1.
115 Erläuterungen zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unter 4.3.
116 Vgl. BVerfG, BVerfGE 60, 79.
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Maßnahmen erfolglos waren oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur 
Abwehr der Gefahr nicht ausreichen (§1666a II BGB).117
In der Praxis reicht in den meisten Fällen zur Gefahrenabwehr der Entzug 
des Aufenthaltsbestimmungsrechts aus. Ein völliger Entzug der Perso-
nensorge ist in vielen Fällen unverhältnismäßig.118
Geht man aber vom Extremfall aus, dass einem Elternteil bei ge-
meinsamer elterlicher Sorge das gesamte Sorgerecht oder Teile davon 
entzogen werden, so übt der andere Elternteil die Sorge gemäß § 1680 III 
i.V.m. § 1680 I BGB allein aus. Das Gericht hat dann aber zu prüfen, ob 
nicht auch dem anderen Elternteil das Sorgerecht entzogen werden muss, 
weil dieser nicht in der Lage ist, dies allein auszuüben. Einem 
Nichtsorgeberechtigten wird gemäß § 1680 III i.V.m. 1680 II Satz 2 BGB 
das Sorgerecht übertragen, wenn der nach § 1626a II BGB allein-
sorgeberechtigten Mutter das Sorgerecht entzogen wurde und dies dem 
Wohl des Kindes nicht widerspricht.119 Entzieht das Familiengericht beiden 
Elternteilen Teile der elterlichen Sorge, so hat es für die entsprechenden 
Angelegenheiten einen Pfleger gemäß § 1909 I BGB zu bestellen und bei 
Entzug des gesamten Sorgerechts gemäß § 1773 I BGB einen Vormund.
Deutlich wird nun, das Eingriffe des Familiengerichts in jeder Art und 
Weise das verfassungsrechtlich geschützte Elternrecht beschränken. 
Weniger einschneidend sind die Maßnahmen des Jugendamtes.
4.5.2 Die Rolle des Jugendamtes
Das Dreiecksverhältnis Eltern-Kinder-Staat wird bestimmt durch das 
Pflichtenrecht der Eltern, dem Recht des jungen Menschen auf Erziehung 
und Förderung seiner Entwicklung, durch die Vorrangigkeit der elterlichen 
Erziehungsverantwortung, durch die vom Staat angebotenen Hilfen und 
117 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 642.
118 Vgl. Coester, M. in: Staudinger, § 1666 BGB, Rn. 183.
119 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 643.
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durch die Eingriffsbefugnis des Staates bei elterlichem Fehlverhalten nach 
§ 1666 BGB.
Der Staat hat selbst keinen eigenen Erziehungsauftrag, sondern nur das 
Recht und die Pflicht, Gefahren für das Kindeswohl abzuwehren.120
Die Maßnahmen des Familiengerichts zur Gefahrenabwehr richten sich 
erst repressiv gegen Beeinträchtigungen zum Schutz des Kindeswohls.
Durch die öffentliche Jugendhilfe (Maßnahmen des Jugendamtes) werden 
bereits präventiv Hilfsangebote an die Eltern herangetragen, um diese bei 
ihrer Erziehungsaufgabe zu unterstützen und die Entwicklung des Kindes 
zu fördern.121
Im Achten Buch des Sozialgesetzbuchs (Kinder- und Jugendhilfe) wird der 
verfassungsrechtliche Schutzauftrag des Artikel 6 II Satz 2 BGB für die 
Aufgaben des Jugendamtes konkretisiert. Artikel 1 II SGB VIII übernimmt 
die Formulierung der staatlichen Verpflichtung und zeigt damit, dass die 
Anwendung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes generell auf der Grund-
lage des Verfassungsauftrags basiert. Ziel der Kinder- und Jugendhilfe ist 
es nicht, Kinder und junge Menschen mit Rechtsansprüchen auszustatten, 
die sie unabhängig vom Willen der Eltern und auch gegen diese durch-
setzen können. Stattdessen soll Hilfe für die Familie geleistet werden, 
damit diese ihren Erziehungsauftrag erfüllen kann.122 Somit kommen die
öffentlichen Jugendhilfeleistungen überwiegend den Eltern und nur mittel-
bar den Kindern zugute.123 Vor diesem Hintergrund bietet das Kinder- und 
Jugendhilferecht des SGB VIII viele Möglichkeiten zur Problemlösung. Die 
Ziele der Jugendhilfe werden in § 1 III SGB VIII genannt. So hat das 
Jugendamt als staatliche Institution junge Menschen in ihrer Entwicklung 
zu fördern und Benachteiligungen abzubauen, Erziehungsberechtigte in 
120 Vgl. Coester, M.: Die Bedeutung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) für das 
Familienrecht in: FamRZ 1991, S. 253, 254.
121 Vgl. Hahn, Rechtsfragen Kindheitsrecht, Rn. 445.
122 Vgl. Kunkel, P.: Grundlagen des Jugendhilferechts/Systematische Darstellung für Stu-
dium und Praxis, 3. Aufl., Baden-Baden 1999, Rn. 34 (im Folgenden zitiert als „Kunkel, 
Grundlagen Jugendhilferecht“).
123 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 631.
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ihrer Aufgabe zu unterstützen, Kinder und Jugendliche vor Gefahren zu 
schützen und eine kinderfreundliche Umwelt zu schaffen. Dieser Auf-
gabenkatalog zeigt, dass die Jugendhilfe in erster Linie darauf gerichtet 
ist, Chancengleichheit für alle Kinder durch Ausgleich individuell oder 
strukturell vorhandener familialer Erziehungs- und Bildungsdefizite zu er-
möglichen, indem Förderungen, Beratungen und Unterstützungen an-
geboten werden.124
Bei der Jugendhilfe steht die Gewährung von sozialen Leistungen im Vor-
dergrund. Man unterscheidet generell zwischen familienunterstützenden, 
familienergänzenden und familienersetzenden Leistungen. Familienunter-
stützende Hilfen werden insbesondere in Form von Förderungsangeboten 
nach § 16 SGB VIII gewährt. Umfasst werden hier aber auch Hilfen in 
besonderen Lebenslagen, wie z. B. die Partnerschafts- oder Trennungs-
beratung (§ 17 SGB VIII), die Beratung und Unterstützung von Allein-
erziehenden (§ 18 SGB VIII), die gemeinsame Wohnform für Allein-
erziehende (§ 19 SGB VIII), die Betreuung von Kindern in Notsituationen 
(§ 20 SGB VIII) und die Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht 
(§ 21 SGB VIII).125
Da die Familien aber auch oftmals nicht in der Lage sind, Grundlagen zur 
freien Entfaltung des Kindes zu vermitteln, sind familienergänzende Hilfen 
erforderlich. Hierbei muss aber sichergestellt werden, dass die er-
zieherische Grundrichtung der Eltern nicht beeinträchtigt wird. Zu den 
familienergänzenden Hilfen gehören Tageseinrichtungen, Tagespflege, 
Hilfen zur Erziehung durch Erziehungsberatung, soziale Gruppenarbeit, 
Erziehungsbeistand, sozialpädagogische Familienhilfe und das Angebot 
der Tagesgruppe.126
Bei familienersetzenden Hilfen werden Erzieher, Pflegepersonen oder 
Vormünder an die Stelle der Eltern gesetzt, die dann der Erziehungsver-
antwortung gerecht werden müssen.
124 Vgl. Hahn, Rechtsfragen Kindheitsrecht, Rn. 445.
125 Vgl. Kunkel, Grundlagen Jugendhilferecht, S. 34, Schaubild.
126 Vgl. Kunkel, Grundlagen Jugendhilferecht, S. 34, Schaubild.
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Hierzu zählen Angebote der Vollzeitpflege, der Heimerziehung und 
Intensivbetreuung. Diese Eingriffe sind aber immer an das Einverständnis 
der Eltern gebunden.127
Für direkte Eingriffe in die elterliche Sorge ist grundsätzlich das Familien-
gericht zuständig. Eingriffstatbestände kennt das SGB VIII nicht. In Eil-
und Notfällen hat das Jugendamt aber gemäß § 42 SGB VIII die Befugnis,
von sich aus in die Familie einzugreifen und das Kind in Obhut zu 
nehmen. Zur Abwehr einer Gefahr für das Kindeswohl, der nicht mehr mit 
öffentlichen Hilfen begegnet werden kann, hat das Jugendamt des 
Weiteren das Familiengericht anzurufen und gegebenenfalls im Gerichts-
verfahren mitzuwirken gemäß § 50 SGB VIII.128
Ausgehend von den verfassungsrechtlichen Vorgaben des elterlichen Er-
ziehungsvorrangs und den sich daraus ergebenen Konsequenzen, kann 
der Staat die Kinder mit dem Angebot der Jugendhilfe nur über die Eltern 
erreichen. Welche Maßnahmen für den jeweiligen Fall geeignet und not-
wendig sind, ergibt sich aus einem Beratungs- und Entscheidungsprozess, 
der unter Anwendung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit in der 
Festlegung des erzieherischen Bedarfs des Einzelfalls mündet.
Von besonders großer Bedeutung für die Arbeit des Jugendamts ist der 
mit dem Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) neu 
eingeführte Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung des § 8a SGB VIII.
4.5.2.1 Der Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII 
Am 01.10.2005 ist das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz 
(KICK) in Kraft getreten. Ziel dieser Gesetzesnovellierung war die Ver-
besserung des Schutzes für Kinder und Jugendliche. Lange Zeit standen 
die Regelungen der Kinder- und Jugendhilfe unverbunden nebeneinander. 
127 Vgl. Kunkel, Grundlagen Jugendhilferecht, S. 34, Schaubild.
128 Vgl. Schwab, Familienrecht, Rn. 633.
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Doch die Entscheidungen, welche Hilfen nach dem SGB VIII im Einzelfall 
geeignet und auch notwendig sind, setzen bestimmte Verfahrensschritte 
voraus. Der durch das KICK eingeführte § 8a SGB VIII konkretisiert nun 
den gemeinsamen Schutzauftrag öffentlicher und freier Träger der 
Jugendhilfe und schafft eine gesicherte Rechtsgrundlage für das Handeln 
der Fachkräfte.129 Er zeigt deutlich, dass Jugendhilfe nicht nur Hilfe durch 
Leistung ist und sich darauf beschränkt, was mit den Eltern „aus-
gehandelt“ wurde. Nein, Jugendhilfe ist auch Hilfe durch Eingriff, wenn 
Hinweise auf Gefährdungssituationen vorliegen.130
Im Gesetz wurde bis zur Festsetzung des Schutzauftrags nicht geregelt, 
was das Jugendamt zu tun hat, um eine konkrete Gefährdungssituation 
festzustellen, wenn ihm diese bekannt wird. Zur Risikoabschätzung bedarf 
es jedoch einiger Befugnisse und der Mitwirkung der Eltern. Einschlägige 
Informationen kann das Jugendamt in einem demokratischen Rechtsstaat 
nicht durch eine vorbeugende Überwachung erhalten.
§ 8a SGB VIII gibt Verfahrensschritte für die Bearbeitung von Ge-
fährdungsfällen vor und sichert durch das Festlegen bestimmter Befug-
nisse die Handlungsweisen von Einrichtungen und Diensten.131
Liegen dem Jugendamt so Hinweise für eine Kindeswohlgefährdung vor, 
so hat es zunächst weitere Informationen einzuholen, die bei der Be-
urteilung hilfreich sein könnten. In einem Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte ist das Gefährdungsrisiko dann anhand gesicherter Anhalts-
punkte abzuschätzen (§ 8a I Satz 1 SGB VIII). Die Kooperation ver-
schiedener Fachkräfte soll Klarheit darüber verschaffen, wie hoch der 
129 Vgl. Wiesner, R.: Gesetzgeberische Absichten zur Verbesserung des Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen vor Gefahren für ihr Wohl durch das KICK in: Informations-
zentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (IKK), Deutsches Jugendinstitut 
e.V. (Hrsg.): IKK - Nachrichten, S. 4 - 8 (im Folgenden zitiert als „Wiesner, Verbesserung 
Kinderschutz durch KICK“).
130 Vgl. Kunkel, P.: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung (§ 8a SGB VIII): rechtliche 
und psychologische Dimension, Kehl 2006, S. 3 (im Folgenden zitiert als „Kunkel, 
Schutzauftrag § 8a SGB VIII“).
131 Vgl. Wiesner, Verbesserung Kinderschutz durch KICK, S. 4 - 8.
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Grad der Gefährdung ist und mit welcher Wahrscheinlichkeit mit einem 
Schadenseintritt zu rechnen ist.132
Die Pflicht zum Tätigwerden des Jugendamtes ist beschränkt auf die 
Kenntnis von „gewichtigen Anhaltspunkten“. Gerade diese Formulierung 
und die Verwendung eines erneuten unbestimmten Rechtsbegriffes 
erschwert das Abschätzen eines Risikos. Doch nur ein konkreter Anhalts-
punkt ist die Eingangsvoraussetzung für die Wahrnehmung des Schutz-
auftrages.133 So muss jede Fallkonstellation, anhand der durch die Recht-
sprechung vorgegeben Erklärung134 einer Gefahrenlage, einzeln beurteilt 
werden.
Liegt ein Gefährdungsrisiko vor, so ist in einem nächsten Schritt die Mit-
wirkung der Personensorgeberechtigten und der Kinder und Jugendlichen 
anzustreben (§ 8a I Satz 2 SGB VIII). Die Eltern sind verpflichtet, im Rah-
men ihrer Erziehungsverantwortung an der Aufklärung der Situation mit-
zuwirken. In Kooperation mit den Eltern und dem Kind sollen auf der Basis 
einer vertrauensvollen Beziehung mehr Informationen über die Umstände 
und Lebenssituation des Kindes gesammelt werden. So nehmen diese als 
Beteiligte und vor allem auch Betroffene Einfluss auf die Bewertung des 
Sachverhalts und der damit einhergehenden Auswahl einer geeigneten 
Hilfe.135 Von einer Beteiligung des Personensorgeberechtigten kann aber 
auch abgesehen werden, wenn dies das Gefährdungsrisiko des Kindes 
weiter vergrößert oder aus Zeitgründen im akuten Gefahrenfall die vor-
herige Beteiligung nicht möglich ist (§ 8a I Satz 2 SGB VIII).
Kann der Kindeswohlgefährdung mit einer Inanspruchnahme einer öffent-
lichen Hilfe begegnet werden, so hat das Jugendamt diese Hilfe in einem 
weiteren Schritt den Eltern anzubieten (§ 8a 1 Satz 3 SGB VIII). Kommt 
man aber zu der Einschätzung, dass öffentliche Hilfen nicht ausreichen, 
132 Vgl. Wiesner, R.: Schutzauftrag des Jugendamtes bei Kindeswohlgefährdung in:   
Familie/Partnerschaft/Recht, 13. Jahrgang, 1-2/2007, S. 6, 9.
133 Vgl. Münder, J. u.a. (Hrsg.): Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Ju-
gendhilfe, 5. Aufl., Weinheim/München 2006, § 8a SGB VIII, Rn. 9 (im Folgenden zitiert 
als „Frankfurter Kommentar“).
134 Vgl. BGH, FamRZ 1956, S. 350. Nähere Erläuterungen unter 3.2.
135 Vgl. Münder, J. u.a. in: Frankfurter Kommentar, § 8a SGB VIII, Rn. 17.
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die Kindeswohlgefährdung zu beseitigen oder lehnen die Eltern die Mit-
hilfe im Risikoabschätzungsverfahren bzw. die angebotenen Hilfen ab, so 
ist die Gefährdungsschwelle des § 1666 BGB erreicht. Damit die erforder-
lichen Maßnahmen getroffen werden können, hat das Jugendamt somit 
das Familiengericht anzurufen (§ 8a III SGB VIII). Solange die Jugend-
ämter aber von einer Kooperation der Eltern bei der Gefahrenabwehr für 
das Kind ausgehen können, sind sie nicht auf die Unterstützung des 
Familiengerichts angewiesen. Die Mitwirkung des Familiengerichts ist 
somit nur erforderlich, wenn es einer verbindlichen Einflussnahme auf die 
elterliche Erziehungsverantwortung bedarf.
Auslösende Momente für eine Risikoabschätzung sind oftmals Hinweise 
von Dritten, wie Nachbarn, Bekannten oder Verwandten einer Familie. 
Anhaltspunkte ergeben sich aber auch häufig in Einrichtungen oder 
Diensten der Jugendhilfe, die durch Leistungserbringung einen direkten 
Kontakt zum Kind und zu den Eltern haben. Da diese Einrichtungen 
oftmals von privaten Trägern betrieben werden, ist es notwendig, den ver-
fassungsrechtlichen Schutzauftrag, der auch in § 8a SGB VIII konkretisiert 
wird, in dieser Einrichtung festzuschreiben. Ein effektiver Kinderschutz 
kann nur gewährleistet werden, wenn neben dem Jugendamt und seinen 
öffentlichen Trägern auch die privaten Träger zur Übernahme des Schutz-
auftrages verpflichtet werden. Dies muss das Jugendamt auf vertraglicher 
Basis gemäß § 8a II SGB VIII sicherstellen. Die Träger von Einrichtungen 
und Diensten werden so verpflichtet, den Schutzauftrag in eigener Ver-
antwortung wahrzunehmen und bei der Abschätzung eines Gefährdungs-
risikos eine Fachkraft hinzuzuziehen. Eine Information des Jugendamtes 
hat dann erst zu erfolgen, wenn die Eltern nicht bereit sind, eine Hilfe an-
zunehmen oder diese nicht mehr ausreicht.136
136 Vgl. Münder, J. u.a. in: Frankfurter Kommentar, § 8a SGB VIII, Rn. 25; Wiesner, R.: 
Schutzauftrag des Jugendamtes bei Kindeswohlgefährdung in: Familie/Partnerschaft 
/Recht, 13. Jahrgang, 1-2/2007, S. 6, 10f..
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Durch die Regelungen des § 8a SGB VIII erhalten die Jugendämter Be-
fugnisse, die sie ermächtigen, bei Hinweisen auf ein Gefährdungsrisiko für 
ein Kind auch ohne Antrag der Personensorgeberechtigten tätig zu wer-
den und so bereits präventiv einzugreifen. Auf Grund zunehmender Sen-
sibilität der Jugendämter vergrößert sich so die Anzahl von Fällen, in 
denen das Jugendamt frühzeitig die schwierigen Lebenslagen eines 
Kindes erkennt und darauf reagieren kann.
5 Fallschilderung
Die vorangegangenen theoretischen Erklärungen sollen in dem nun fol-
genden Abschnitt an einem praxisnahen Beispiel verdeutlicht werden.
Die 15 jährige Sabine kehrt nach dem Tod ihres Vaters in den Haus-
halt ihrer Mutter zurück. Ihre Kindheit war nach eigenen Angaben 
nicht unproblematisch. Die gesamte Familie litt jahrelang unter der 
Alkoholerkrankung ihres Vaters, der insbesondere ihr gegenüber 
immer wieder handgreiflich wurde. Ihre Mutter war mit der ganzen
Situation und der Erziehung der Kinder völlig überfordert. Da diese 
belastende Problemlage der Familie dem Jugendamt frühzeitig be-
kannt wurde, wurde die Familie von Mitarbeitern des Jugendamts 
begleitet. Immer wieder wurden der Mutter Familienhelfer zur Seite 
gestellt, um sie in ihrer Erziehungskompetenz zu unterstützen. Bei 
einer ärztlichen Untersuchung der 11-jährigen Sabine zeigte sich, 
dass das Kind unter erheblichen psychischen und emotionalen 
Störungen litt. Das Jugendamt reagierte bei dieser Diagnose sofort 
und brachte die 11-jährige in einer Pflegefamilie unter. Durch die 
Problemlagen der Herkunftsfamilie konnte ein gefährdungsfreies 
Aufwachsen des Mädchens nicht mehr gewährleistet werden und ein 
Eingriff in das verfassungsrechtlich geschützte Elternrecht durch das 
Jugendamt war somit verfassungskonform.
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In der Pflegefamilie verbesserte sich der Zustand von Sabine zu-
nächst. Jedoch wurde die Situation in der Pflegefamilie mit der 
pubertären Entwicklung des Kindes zunehmend für alle Parteien un-
tragbar, so dass Sabine nach einem kurzen Aufenthalt in einer 
Jugendwohngruppe in den Haushalt der Mutter zurückkehrte. Hier 
hatte sich die familiäre Situation stark verändert. Nach dem Tod des 
Vaters lebte die Mutter nun mit einem neuen Lebenspartner zu-
sammen. Mit Unterstützung des Jugendamts waren hier also ein Auf-
wachsen und die weitere Entwicklung von Sabine möglich.
Mit 17 Jahren gebar Sabine ihr erstes Kind, Jasmin. Als allein-
erziehende Mutter lebte sie weiterhin im Haushalt ihrer Mutter und 
ihres Stiefvaters. Im Sommer 2000 informierte die Mutter von Sabine 
das Jugendamt über die katastrophale Situation im Haushalt ihrer 
Tochter, die kurz nach ihrem 18. Geburtstag zusammen mit ihrem 
Kind in eine eigene Wohnung gezogen war. Um die Situation ent-
sprechend einschätzen zu können und um eine Gefährdung von
Jasmin ausschließen zu können, veranlasste das Jugendamt Sabine,
einen Kinderarzt aufzusuchen und kündigte einen Hausbesuch bei 
der jungen Mutter an. Dem Arzt fielen bei der Untersuchung von 
Jasmin einige blaue Flecken auf, die aber nicht eindeutig auf eine 
Misshandlung schließen ließen. So vereinbarte der Arzt eine erneute 
Kontrolluntersuchung, um die weitere Entwicklung des Kindes 
genauer verfolgen zu können. Kurze Zeit später wurde Sabine mit 
Jasmin und einer Mitarbeiterin, die bei einem Hausbesuch eine stark 
vermüllte Wohnung vorgefunden hatte, erneut vorstellig. Jasmin wies 
zu dieser Zeit deutliche Zeichen von Misshandlungen auf. Nach der 
Diagnose des Arztes reagierte das Jugendamt sofort und wies die 
junge Mutter mit ihrem Kind in eine Mutter-Kind-Einrichtung ein, da 
der Aufenthalt des Kindes in der Wohnung von Sabine nicht mehr 
verantwortet werden konnte. In der Einrichtung sollte nun die 
Beziehungs- und Erziehungskompetenz von Sabine gestärkt und ge-
fördert werden und eine weitere Gefährdung von Jasmin aus-
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geschlossen werden. Ca. 2 Monate später gebar Sabine nach einer 
heimlichen Schwangerschaft ihre 2. Tochter Anna. Als Frühgeborene 
musste diese zunächst einige Zeit auf der Frühgeborenen-Station 
eines Krankenhauses verbringen. Nach dieser Zeit wurde Anna noch 
2 Monate in Kurzzeitpflege gegeben, da man auf Grund vorher-
gegangener Ereignisse Sabine noch nicht mit der Pflege und 
Erziehung beider Kinder belasten wollte. Diese sollte erstmal durch 
helfende und unterstützende Angebote der Mutter-Kind-Einrichtung 
in ihrer Beziehungs- und Erziehungskompetenz gestärkt werden. 
Anna kam nach 3 Monaten zu ihrer Mutter zurück, die nach einer ein-
monatigen Eingewöhnungsphase mit beiden Kindern in eine eigene 
Wohnung zog. Die Familie wurde nun durch unterschiedliche 
Familienhelfer begleitet und unterstützt. Diesen Familienhelfern ist im 
Umgang mit der Familie immer wieder aufgefallen, dass Anna 
emotional weniger durch die Mutter beachtet wurde, als die Erst-
geborene Jasmin. Als Anna ca. 1 Jahr alt war, wurde sie notfallmäßig 
mit einer Oberarmfraktur im Krankenhaus vorstellig. Diese für das 
kleine Kind doch schwere Verletzung war der Mutter zunächst nicht 
aufgefallen. Erst nachdem ein Familienhelfer Sabine darauf aufmerk-
sam gemacht hatte, suchte sie mit dem Kind den Arzt auf. Da die 
Mutter nur ungenaue Angaben zum „Unfall“ machen konnte, wurde 
vom behandelnden Arzt der Verdacht einer Misshandlung geäußert. 
Das Jugendamt leitete infolgedessen und im Hinblick auf die Ereig-
nisse der Vergangenheit ein gerichtliches Verfahren zur Frage der 
Kindesmisshandlung ein. Die gesamte Situation ließ auf eine Ge-
fährdung des Wohls von Anna schließen. Jasmin entwickelte sich 
hingegen prächtig. Sie hatte ein ganz besonderes Verhältnis zu ihrer 
Mutter. Bei einem erneuten Hausbesuch einer Mitarbeiterin des 
Jugendamts fiel dieser eine Unterernährung von Anna auf sowie ein 
sehr schlechter Allgemeinzustand des Kindes. Da Sabine, die Mutter 
des Kindes, nicht bereit war, einen Arzt aufzusuchen, erwirkte das 
Jugendamt einen Beschluss des Familiengerichts, welcher die Mutter 
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verpflichtete Anna beim Kinderarzt vorzustellen. Dieser Arzt stellte im 
Folgenden fest, dass Anna insbesondere Defizite in der Ernährung 
und Entwicklung aufwies. Zur Abklärung dessen wurde das Kind ins 
Krankenhaus eingewiesen. Dort fiel dem Pflegepersonal sehr schnell 
auf, dass das Kind wie ausgehungert wirkte. Zusammen mit den Er-
kenntnissen des Jugendamts ergab sich so der Verdacht, dass die 
Entwicklungsstörung und die Defizite in der Ernährung durch Ver-
nachlässigung der Mutter verursacht wurden.
Nach der Behandlung im Krankenhaus kehrte Anna nicht wieder in 
den Haushalt ihrer Mutter zurück. Sie wurde zunächst in einer Pfle-
gefamilie untergebracht, da nun in einem gerichtlichen Verfahren die 
Erziehungsfähigkeit der Mutter geprüft werden sollte. Angestrebt 
wurde eine Regelung der elterlichen Sorge nach § 1666 I BGB. Nach 
gutachterlicher Feststellung wurde Sabine gemäß § 1666 I BGB 
i.V.m. § 1666a I BGB die elterliche Sorge vorübergehend entzogen 
und Vormundschaft gemäß § 1773 I BGB angeordnet. Eine erneute 
Überprüfung dieser gerichtlichen Maßnahme folgt in naher Zukunft.
Dieser Praxisfall verdeutlicht die Rechtspositionen von Eltern und dem 
Staat. Die Eingriffsschwelle von gerichtlichen Maßnahmen zum end-
gültigen Entzug der elterlichen Sorge ist sehr hoch gesetzt. Ziel ist es zu-
nächst immer die Beziehungs- und Erziehungskompetenz der Eltern zu 
aktivieren, so dass ein gefährdungsfreies Aufwachsen des Kindes in 
seiner Herkunftsfamilie möglich ist.
6 Prävention durch frühe Hilfen
Die tragischen Fälle von Kindstötungen in den vergangenen Jahren ent-
fachten erneut die Diskussion zum verbesserten Schutz der Kinder und 
Jugendlichen. Die Schicksale von Kevin, Justin und Lea-Sophie werfen 
immer wieder Fragen auf: „Wie kann so etwas passieren? Wo war der 
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Schutz staatlicher Institutionen und warum konnte dies niemand ver-
hindern? Reichen unsere staatlichen Maßnamen und Hilfsangebote nicht 
aus, um die Kleinsten unserer Gesellschaft zu schützen? Wie können wir 
künftig solche Schicksale verhindern?“
Nun geht es darum, diese Frage im Hinblick auf die rechtlichen Vorgaben 
und die entsprechenden Umsetzungen zu prüfen und einer kritischen Be-
trachtung zu unterziehen. Die Leistungsangebote der Kinder- und Jugend-
hilfe sind eigentlich allumfassend. Die Regelungen im SGB VIII können 
auf jeden Einzelfall entsprechend zugeschnitten werden. Geschützt wer-
den aber nur die Kinder und Jugendliche, deren Hilfebedarf und Ge-
fährdungslage den Behörden und Institutionen auch bekannt ist.
Wie erreicht man aber diejenigen Familien, die die staatlichen Hilfs-
angebote nicht freiwillig wahrnehmen und deren Gefährdungslage nicht 
bekannt wird?
Ziel der Familienpolitik muss es deshalb künftig sein, mit einer möglichst 
breit angelegten Förderung der Beziehungs- und Erziehungskompetenzen 
der Eltern die Familien zu unterstützen, um vorwiegend auch diejenigen 
Eltern relativ zuverlässig und rechtzeitig zu erreichen, von denen tatsäch-
lich eine Gefahr für das Kind ausgehen könnte. So kann durch frühzeitige 
Wahrnehmung dieser Familien eine weitergehende spezifische Hilfe 
rechtzeitig angeboten werden.137
Unter Kostengesichtspunkten diskutiert man nun die Frage, ob man zu-
nächst entsprechende Rahmenbedingungen bereitstellen sollte, von 
denen alle Familien profitieren (primärpräventive Angebote), oder eher 
Angebote, die spezifisch zu erwartende Misshandlungsrisiken oder
negative kindliche Entwicklungsrisiken vorbeugen (sekundär Angebote) 
137 Vgl. Ziegenhain, U.: Stärkung elterlicher Beziehungs- und Erziehungskompetenzen –
Chancen für präventive Maßnahmen/Welche Hilfen für welche Familie? in: Ziegenhain, 
U./Fegert, J. (Hrsg.): Kindeswohlgefährdung und Vernachlässigung, München 2007, S. 
119 - 120 (im Folgenden zitiert als „Kindeswohlgefährdung/Vernachlässigung“).
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bzw. Angebote zur Versorgung und Intervention nach Kindesmiss-
handlungen und Vernachlässigungen (tertiär Angebote). Die Belastungen 
der Familien nehmen zu und so ist der Handlungsbedarf in jedem der ge-
nannten Bereiche gegeben. Der Unterstützungsbedarf reicht von Informa-
tionen über die Entwicklung, die Bedürfnisse, das Verhalten von Säug-
lingen und Kleinkindern bis hin zu gezielter Unterstützung und Anleitung 
der Eltern.138
Die Förderung elterlicher Kompetenzen ist eine wichtige Unterstützungs-
und Interventionsmaßnahme. Von sehr großer Bedeutung ist aber die frü-
he und präventive Intervention. Wesentliche Ansatzpunkte für Prä-
ventionskonzepte sollen nun folgend benannt werden.
Der Aufbau unterstützender, interdisziplinärer Netzwerke sollte als grund-
legendes Element als Erstes vorangetrieben werden. Die Kooperation von 
allgemeinen und speziellen Diensten der Jugendhilfe sowie anderen 
Fachdisziplinen, die mit vernachlässigenden Familien und Kindern zu tun 
haben, wie Gesundheitssysteme, Familien- und Vormundschaftsgerichte, 
psychologische und therapeutische Dienste sowie Stellen der Polizei, er-
möglicht einen verbesserten Kinderschutz, da die Bearbeitung des jeweili-
gen Falles auf der Grundlage aller notwendigen Informationen möglich 
wird. Des Weiteren ist durch Sensibilisieren, Informieren und Qualifizieren 
der einzelnen Fachdisziplinen eine Früherkennung von Gefährdungs-
situationen möglich.139
Ein weiterer Ansatzpunkt zur Verbesserung des Kinderschutzes ist die 
Flexibilisierung und Bündelung von Leistungen der Jugendhilfe im Rah-
men von z. B. Stadtteilzentren oder Jugendhilfestationen. So könnten psy-
chische, materielle und gesundheitliche Probleme einer Familie, die oft 
miteinander verwoben sind, rechtzeitig durch entsprechende Angebote 
138 Vgl. Ziegenhain, U.: Stärkung elterlicher Beziehungs- und Erziehungskompetenzen –
Chancen für präventive Maßnahmen/Welche Hilfen für welche Familie? in: Kindeswohl-
gefährdung/Vernachlässigung, S. 119 -120.
139 Vgl. Schone, R.: Frühe Kindheit in der Jugendhilfe – Präventive Anforderungen und 
Kinderschutz/Ansatzpunkte für Präventionskonzepte in: Kindeswohlgefährdung/Vernach-
lässigung, S. 59 - 60.
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begegnet werden.140 Die Gesundheitsförderung spielt bei solchen interdis-
ziplinären Konzepten eine besondere Rolle. Ärzte, Hebammen, Kinder-
krankenschwestern usw. haben in der Regel früheren und leichteren Zu-
gang zu Familien und ihren Kindern als die öffentlichen Einrichtungen und 
Dienste der Jugendhilfe. Durch festgelegte Vorsorgeuntersuchungen, die 
bereits in den Medien heiß diskutiert wurden, wäre eine Früherkennung 
durch den behandelnden Arzt möglich.141
Diese Ansatzpunkte greift auch das Nationale Zentrum Frühe Hilfen 
(NZFH) auf, das Mitte 2007 seine Arbeit aufgenommen hat und im Auftrag 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend die 
verantwortlichen Einrichtungen aus Kinder- und Jugendhilfe und das Ge-
sundheitswesen in den Ländern und Kommunen unterstützt, sich effekti-
ver zu vernetzen.142
Vorhandene Gefahren von Kindesmisshandlungen und Ver-
nachlässigungen sollen künftig durch engere Verzahnung von gesund-
heitsbezogenen Leistungen und Jugendhilfeleistungen sowie zivil-
gesellschaftlichem Engagement präventiv erkannt werden und mit Hilfe 
geeigneter Maßnahmen frühzeitig ausgeräumt werden. In zahlreichen 
Modellen und Projekten der Länder und Kommunen zeigt sich die an-
gestrebte Stärkung des Schutzauftrages der staatlichen Gemeinschaft.
Erste Projekte zur Umsetzung eines sozialen Frühwarnsystems wurden 
bereits auf den Weg gebracht. Als Beispiele seien an dieser Stelle folgen-
de Projekte genannt: „Frühstart“ (Sachsen-Anhalt), „Familienhebammen: 
Frühe Unterstützung – frühe Stärkung?“ (Niedersachsen), „Guter Start ins 
Kinderleben“ (Baden – Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, 
140 Familienzentren findet man z.B. bereits in Köln. Diese Familienzentren entstanden im 
Rahmen der Weiterentwicklung des Kalker Netzwerks in Köln.
141 Vgl. Schone, R.: Frühe Kindheit in der Jugendhilfe – Präventive Anforderungen und 
Kinderschutz/Ansatzpunkte für Präventionskonzepte in: Kindeswohlgefährdung/Vernach-
lässigung, S. 59 - 60.
142 Genaue Informationen zum „Nationalen Zentrum Frühe Hilfen“ erhält man im Internet 
unter: http://www.fruehehilfen.de.
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Thüringen), „Pro Kind – Wir begleiten junge Familien“ (Bremen, Nieder-
sachsen, Sachsen), „Wie Elternschaft gelingt“ (Brandenburg, Hamburg).
All diese Projekte werden vom NZFH begleitet und verfolgen das ge-
meinsame Ziel, das Risiko einer Kindeswohlgefährdung weitestgehend zu 
minimieren. Ein hundertprozentiger Schutz kann aber auch mit diesen 
Maßnahmen nicht erreicht werden. Doch der verbesserte Schutz der 
Kleinen durch diese präventiven Maßnahmen ermöglicht eine rechtzeitige 
Intervention in den meisten Fällen.
7 Schlussbemerkung
Diese Arbeit verfolgt das konkrete Ziel, die gesellschaftliche Problematik 
des Kinderschutzes als eine Art „roten Faden“ unter allen relevanten Ge-
sichtspunkten gesetzlicher Regelungen erneut zu beleuchten. Aufgezeigt 
werden soll vor allem das Zusammenspiel des Elternrechts und die damit 
einhergehende Funktion des staatlichen Wächteramtes.
Die Darstellung der jeweiligen Rechtspositionen soll dem Leser verdeut-
lichen, dass Eltern und die staatliche Gemeinschaft oftmals nicht in Ko-
operation, aber in ergänzender und konkurrierender Weise nur das eine 
Ziel verfolgen – das Wohl des Kindes bestmöglich zu schützen. Dieses 
Ziel zieht sich wie ein roter Faden durch alle gesetzlichen Regelungen und 
bildet für sämtliches Handeln die oberste Richtschnur.
Doch das Wohl der Kinder in unserer Gesellschaft wird nicht nur bestimmt 
durch die Rechte und Pflichten der Eltern und der Funktion des staatlichen 
Wächteramtes. Um die Position der Kinder zu stärken, sollte diese auch 
wieder in den Mittelpunkt der Allgemeinheit rücken. Kinder sind die Zu-
kunft! Ihre Entwicklung und Förderung muss auch politisch vorangetrieben 
werden.
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Die gesetzlichen Vorgaben zum Schutz des Kindeswohls schaffen einen 
breiten Handlungsspielraum, um den staatlichen Schutzauftrag ent-
sprechend erfüllen zu können. Die Fälle von Kindstötungen und Ver-
nachlässigungen zeigen aber immer wieder, dass es bestimmte Lücken 
oder Umsetzungsprobleme in der Praxis zu geben scheint. Nicht alle 
Kinder können umfassend geschützt werden. Es gibt immer wieder Fälle, 
die zeigen, dass es Eltern gelingen kann, die „staatliche Kontrolle“ zu um-
gehen.
Im Hinblick auf die in der Arbeit aufgezeigten Rechtspositionen der Eltern 
und der staatlichen Gemeinschaft sollten die Erkenntnisse dieser 
tragischen Fälle dazu genutzt werden, um den Kinderschutz fortlaufend 
weiter zu entwickeln. Finanzielle Hürden sollten für dieses Ziel über-
wunden werden, denn der verfassungsrechtliche Schutzauftrag zum Wohl 
des Kindes bedarf einer verbesserten Umsetzung in der Praxis.
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